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25 Jahre ist es her, dass der 
damalige Bundesgrenzschutz 
in Tageszeitungen und auf 
Plakaten in den Grenzregionen 
zu Polen und Tschechien für 
die Einstellung von Grenzpo-
lizeilichen Unterstützungs-
kräften (GUK) geworben hat. 
Gerade in den ostdeutschen 
Ländern bot sich damit in 
einer von Arbeitsplatzabbau 
und immer weiter steigender 
Arbeitslosigkeit geprägten Zeit 
die Möglichkeit eines (erst 
mal für drei Jahre) sicheren 
und relativ gut bezahlten Jobs 
mit der Aussicht auf Über-
nahme in den Polizeivollzugs-
dienst ... Seite 31

Ein halbes Jahr nach der GdP-
Auftakt-Veranstaltung zum The-
ma Arbeitszeitinitiative haben 
wir Eure Meinung erbeten. Nach 
der Vorstellung erster Projekte 
in den Ländern zum Schicht-
dienst mit interessanten Erfah-
rungen zu Schichtplänen und 
der Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf beginnt DEUTSCHE 
POLIZEI nun mit der Veröffent-
lichung erster Reaktionen von 
Gewerkschaftsmitgliedern ... 
Seite 35

BUNDESPOLIZEI

ARBEITSINITIATIVE

INHALT            	              Mai 2018

GdP-Fußballfans bitte aufgepasst! Bei der kommenden Fußball-Weltmeis-
terschaft in Russland vom 14. Juni bis 15. Juli bietet die Gewerkschaft der Poli-
zei (GdP) auf ihrer Homepage „gdp.de“ ein Online-WM-Tippspiel mit attraktiven 
Preisen an. Regelmäßige GdP-Bundesligatipper müssen sich an kein neues 
Regelwerk gewöhnen. Das GdP-WM-Tippspiel funktioniert genauso wie das seit 
drei Jahren erfolgreich laufende Bundesligatippspiel. Es gibt lediglich keine 
Teamwertung. Aber keine Sorge, es ist und bleibt ganz einfach teilzunehmen. 
Zu gewinnen dürfte allerdings deutlich schwieriger werden. Es auszuprobieren 
lohnt sich angesichts der Preise aber auf jeden Fall:

Denn: Der Sieger erhält zwei VIP-Heim-Tickets für ein Championsleague-, 
oder ersatzweise Europa-League-Gruppenspiel beziehungsweise Bundesligas-
piel der Saison 2018/2019. Also: Daumen drücken für die Schwarz-Gelben. 
Der zweitbeste Tipper darf sich auf zwei VIP-Heimspiel-Tickets für ein BVB-
Bundesligaspiel freuen. Als dritter Preis sind zwei Stadiontickets für ein BVB-
Bundesligaspiel zu ertippen. Auf den Plätzen 4 bis 10 warten Gutscheine der 
Organisations- und Servicegesellschaft (OSG) im Wert von 100 bis 40 Euro.	
								        mzo

Attraktive Preise für 
beste WM-Tipper
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BEI REDAKTIONSSCHLUSS

Tarifeinigung gibt Startschuss für Konkurrenzfähigkeit 
des öffentlichen Dienstes

Kurz nach Mitternacht erläuterten Arbeitnehmervertreter und Arbeitgeber den am Tagungsort in Pots-
dam versammelten Pressevertretern das erzielte Tarifergebnis: (v.l.) Oliver Malchow (GdP), Marlis Tepe 
(GEW), Dr. Thomas Böhle (VKA), Bundesinnenminister Horst Seehofer, Frank Bsirske (ver.di) und Ulrich 
Silberbach (dbb). 							                        Foto: Holecek

Nach langwierigen Verhandlungen 
haben sich die Gewerkschaften des Öf-
fentlichen Dienstes (öD) mit den Arbeit-
gebern Mitte April in der 3. Tarifrunde 
für die Beschäftigten des Bundes und 
der Kommunen auf ein Ergebnis ver-
ständigt. Der Bundesvorsitzende der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP), Oliver 
Malchow, sagte: „Es ist der Kraftakt ge-
lungen, die Entgelttabellen zu reformie-
ren. Davon werden fast alle Beschäftigte 
mit einer Lohnsteigerung von über drei 
Prozent schon in diesem Jahr profitieren. 
Am Ende der Laufzeit von 30 Monaten 
werden die Tabellenentgelte um rund 7 
Prozent gestiegen sein. Das ist unter 
dem Strich ein Abschluss, den wir ver-
treten können.“

„Wichtig ist für uns, dass die unteren 
und mittleren Einkommensgruppen 
am Ende der Laufzeit der 30 Monate 
spürbare Erhöhungen erhalten, die 
unserer Forderung sehr nahe kom-
men. Erfreulich für die GdP ist die 
angekündigte zeit- und wirkungsglei-
che Übertragung auf die Beamtinnen 
und Beamten des Bundes“, betonte 
Malchow. 

Wie der Verhandlungsführer der 
Gewerkschaften, ver.di-Vorsitzender 
Frank Bsirske erläuterte, handelt es 
sich bei der Einigung um ein „kom-
plexes“ Programm, das die Attrakti-
vität und Zukunftsfähigkeit des öf-
fentlichen Dienstes verbessern soll. 
Die Strukturreform der Entgelttabelle 
berücksichtige die Probleme der öf-
fentlichen Arbeitgeber bei der Perso-
nalgewinnung für hochqualifizierte 
Positionen ebenso, wie sie den Nach-
holbedarf in der Einkommensentwick-
lung bei allen Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern insbesondere in den 
unteren und mittleren Gehaltsgruppen 
des öffentlichen Dienstes befriedige.

Erwartungsvolle Spannung         
vor entscheidender Runde

Vor der möglicherweise entschei-
denden dritten Runde hatte eine an-
gespannte Stimmunglage sowohl un-
ter den Mitgliedern der Delegationen 
sowie den draußen vor dem Potsda-
mer Hotel wartenden Demonstranten 
geherrscht. So entlud sich der Ärger 

über die bisherige Blockadehaltung 
der Arbeitgeber sprichwörtlich mit 
Pauken und Trompeten, als hunderte 
Beschäftigte die öD-Verhandler mit 
allem begrüßten, was ordentlich Krach 
macht. GdP-Chef Malchow erklärte: 
„Die Lautstärke dieses Empfangs ist 
für unsere Kolleginnen und Kollegen 
auch Ausdruck ihrer Wut über das 
bisherige Verhalten der Arbeitgeber, 
die es in den zwei vorhergegangenen 
Runden nicht geschafft haben, ein 
verhandlungsfähiges Angebot vorzu-
legen.“

Massive Warnstreiks

Eingeheizt wurde der Arbeitgeber-
seite schon seit Wochen: 150.000 Be-
schäftigte hatten sich in den Wochen 
zuvor an Warnstreiks beteiligt, in der 
Woche vor Ostern waren es bereits 
70.000. Vielerorts standen Straßen-
bahnen und U-Bahnen still, Flüge 
wurden gestrichen. Müllabfuhr, Ki-
tas, Krankenhäuser und Stadtver-
waltungen waren betroffen. Trotz 
mancher Unbequemlichkeit, die sie 

während der Warnstreiks 
in Kauf nehmen muss-
ten, hatten nach einem 
zeitnah veröffentlichen 
ZDF-„Politbarometer“ 75 
Prozent Verständnis für 
die Anliegen der Gewerk-
schaftsmitglieder. 

„Der öffentliche Dienst 
hat einmal mehr gezeigt, 
dass es ohne ihn nicht geht 
und die Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer es 
wert sind, angemessen be-
zahlt zu werden. Deshalb 
fordern wir für die rund 2,2 
Millionen Tarifbeschäf-
tigten bei Bund, Städten, 
Gemeinden und kommu-
nalen Unternehmen und 
für die rund 350.000 Be-
amtinnen und Beamten 
und 180.000 Versorgungs-
empfängerinnen und 
-empfänger des Bundes 
sechs Prozent mehr Geld, 
mindestens aber 200 Euro 
pro Monat“, betonte Mal-
chow.                           hol
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forumLESERMEINUNG

Wie immer habe ich interessiert 
DEUTSCHE POLIZEI gelesen und im 
Landesjournal Berlin plötzlich meinen 
Namen gesehen. Ich stellte fest, dass 
ich schon 25 Jahre GdP-Mitglied bin. 
Es ist Euch hoch anzurechnen, dass ihr 
an Kollegen erinnert! Ich möchte mich 
nochmals dafür bedanken, dass die GdP 
einem partei- und gewerkschaftlosen 
Kollegen vor 25 Jahren geholfen hat, 
seine Versetzung zur Polizeischule zu 
verwirklichen, der dadurch sogar noch 
eine Gehaltsgruppe aufsteigen konnte. 
Das war nicht zu erwarten. In meinen 
letzten zehn Berufsjahren dort konnte 
ich meinen Schülern und Schülerinnen 
aus Ost und West meine Erfahrungen 
vermitteln und hell und dunkelhaarige 
Deutsche zu einer Einheit schmieden 
und hatte wieder Freude an meinem 
Beruf.

Ich habe auch gelesen, dass wieder 
Tarifverhandlungen anstehen. Die Min-
desterhöhung (200 Euro) hat mir am 
besten gefallen. Leider können bei der 
Höchstforderung von 6 Prozent mehr 
Gehalt alle die Kollegen und Kolle-
ginnen, die weniger als 3.300 Euro brut-
to bekommen, die 200 Euro monatlich 
nicht erreichen. Da die meisten Ver-
handlungsführer einer sozialen oder 
christlichen Partei angehören, sollten 
ihnen die unteren Lohngruppen doch 
besonders am Herzen liegen, zumal es 
vor allem Gewerkschaftler waren, die 
monierten, dass die Schere zwischen 
Arm und Reich immer größer wird. Die 
Verhandlungsführer haben leider seit 
Jahrzehnten nicht gemerkt, dass sie 
selbst mit prozentualen Gehaltsforde-
rungen die Schere in jedem Jahr ver-
größerten.

Alle Gewerkschaften könnten viel 
zur Zufriedenheit der Mitglieder und 
der Menschen beitragen, wenn sie 10 
Jahre lang einen Festbetrag (zum Bei-
spiel 150 bis 200 Euro) für jeden Ar-
beitnehmer fordern würden. Sollten 
die Arbeitgeber in unserem Fall nicht 
einmal den Mindestbetrag anbieten, 
hätten die Verhandlungsführer nicht 
gut genug verhandelt! Wenn das Ange-
bot letztlich finanziell nicht ausreichen 
sollte, könnten die Gewerkschaftsvor-
stände zumindest mit den unteren Ge-
haltsgruppen anfangen, den geplanten 
Mindestlohn zu verteilen. Dann hätten 
diese Arbeitnehmer, die es wirklich 
nötig haben, endlich einmal mehr Geld 

Zu: Tarifverhandlungen,              
DP 3/18

in ihren Taschen als Steuern, Inflation 
und Teuerungen ihnen wieder weg-
nehmen. Die übrigen Gehaltsgruppen, 
bis zu den Spitzenverdienern, erhielten 
dann abgestuft geringere Beträge, was 
sie sicher verkraften könnten. Auch das 
sogenannte Leistungsprinzip wäre ge-
währleistet, weil die höheren Gehalts-
gruppen Jahrzehnte lang von der pro-
zentualen Erhöhung profitierten. Jeder 
von uns hat viele sehr gute Angestellte 
kennengelernt, die geringe Gehälter 
bekamen und trotz sehr guter Leistun-
gen kaum Aufstiegschancen hatten.

Weil meine GdP mir geholfen hat 
bitte ich sie, auch den Geringverdienern 
im öffentlichen Dienst eine Chance zu 
geben und die Verhandlungsführer der 
Gewerkschaften dahingehend zu be-
einflussen. Wenn das nur zehn Jahre 
lang von allen Gewerkschaften prak-
tiziert würde, wären Kinderarmut und 
Armut der Rentner in unserem reichen 
Deutschland wesentlich geringer.

Man würde den Gewerkschaftsfüh-
rern wieder vertrauen und die Mitglie-
derzahlen würden sich mit Sicherheit 
stark erhöhen. 

Gerhard Zingler, Walsrode

Seit Jahren klagen die Kollegen – zu 
Recht – über Autoritätsverlust, Respekt-
losigkeit, Beleidigungen, Provokationen, 
Gewalt, Hohn und Spott. Im Bericht wird 
von einer anderen Grundhaltung der 
Bürger gesprochen, die sich möglichst 
wenig vorschreiben lassen wollen. Dies 
ist sicher nur ein Aspekt.

Vielmehr können sich Provokateure 
und Straftäter nahezu sicher sein, dass 
ihnen von Seiten der Justiz heutzuta-
ge kaum noch Ärger droht. Selbst bei 
schweren Straftaten, Mehrfachinten-
sivtaten oder Serienstraftaten kann der 
Täter, meist unter Zuhilfenahme eines 
auf Konflikt gebürsteten Anwaltes, heut-
zutage einer möglichen Verurteilung 
gelassen entgegensehen. 

Leider kann man da verschiedene 
Personen, die als Flüchtlinge nach 
Deutschland gekommen sind, nicht aus-
nehmen. Längst hat es sich auch da bei 
einigen herumgesprochen, dass man für 
Ladendiebstähle, Fahren ohne Fahrer-
laubnis, Beleidigungen und Widerstand 
gegen Polizeibeamte im Vergleich zum 
Heimatland nur sehr milde oder gar 
nicht bestraft wird. Schlimmstenfalls 
wird man, nach ewigen Verwaltungs-
verfahren, in ein sicheres Drittland ab-
geschoben. Seit vielen Jahren ist die 
Polizeistärke (wie die Politiker immer 
so schön sagen) „auf Kante genäht“. 

Zu: Belastungen im                  
Polizeidienst, DP 3/18

Lieber Kollege Zingler, vielen Dank 
für Deine Anregungen und konstruk-
tive Kritik. In dieser Tarifrunde wurde 
eine prozentuale Erhöhung von 6 Pro-
zent gefordert, mindestens aber 200 
Euro. Die „Mindestforderung“ kommt 
in erster Linie den unteren Lohngrup-
pen zugute. 

Wir verhandeln in einer Tarifgemein-
schaft mit den Gewerkschaften des 
öffentlichen Dienstes (öD) ver.di, GdP, 
GEW, IG BAU sowie der dbb tarifuni-
on. Jede Gewerkschaft bringt in der 
Bundestarifkommission (BTK) öD ihre 
Forderung für die jeweilige Tarifrunde 
ein. Diese Forderungen werden bera-
ten, anschließend eine gemeinsame 
beschlossen. 

Das Ergebnis von Tarifverhand-
lungen ist immer eine Ausbalancierung 
der Kräfteverhältnisse zwischen den 
Arbeitgebern einerseits und den Be-
schäftigten und ihrer Gewerkschaften 
andererseits, deshalb müssen wir bei 
unseren Forderungen ebenfalls beach-
ten, wie realistisch die Durchsetzung 
gegenüber den Arbeitgebern ist. Wich-
tig ist auch der Aspekt, wie viel Kraft 
für die Durchsetzung einer Forderung 
unsererseits vonnöten ist. Hier ist unter 
anderem auch die Durchsetzungskraft 

der Beschäftigten ausschlaggebend, 
beispielsweise durch Teilnahme an 
Warnstreiks. Letztendlich entscheiden 
nicht die „Schönheit“ einer Forderung 
und auch nicht nur eine geschickte 
Verhandlungsstrategie über den Erfolg 
von Tarifrunden, sondern die Durchset-
zungskraft der Beschäftigten.

Sockel-, Mindest- und Festbetrags-
forderungen stoßen bei den öffentli-
chen Arbeitgebern immer wieder auf 
massiven Widerstand, so dass deren 
Durchsetzung auf dem reinen Verhand-
lungsweg ausgesprochen schwierig ist. 
Die Arbeitgeber drohen mit Outsour-
cing, Privatisierung und Fremdvergabe, 
was wiederum besonders die unteren 
Entgeltgruppen betreffen würde. 

Nach wie vor ist die GdP im Sinne 
ihrer sozialen Ausrichtung immer be-
strebt, eine Verbesserung der Ent-
gelte der unteren Entgeltgruppen zu 
erkämpfen, was wir auch in dieser Ta-
rifrunde anstrebten. 

Fortsetzung auf Seite 23

Antwort der Abteilung Tarifpolitik 
Bund



4   5 – 2018 DEUTSCHE POLIZEI  

TITEL

„Wir Frauen in der Cloud –        
Kompetent und laut“

Die 7. GdP-Bundesfrauenkonferenz 
bildete den Auftakt im GdP-Kongress-
jahr 2018 auf Bundesgremienebene. 
Im März fanden sich in Potsdam 108 
weibliche Delegierte aus allen Lan-
desbezirken und -Bezirken ein. Neben 
den Wahlen eines neuen Geschäftsfüh-
renden GdP-Bundesfrauenvorstandes 
legten sie ihren Fokus auf die fort-
schreitende Digitalisierung der Ar-
beitswelt. Was sich hinter dem Motto 
des Delegiertentages „Wir Frauen in 
der Cloud – Kompetent und laut“ ver-
barg, wurde bereits in den politischen 

PERSONENGRUPPENKONFERENZEN

Frauen, Senioren und Jugend stellen gewerkschaftspolitische Weichen 
für die kommenden vier Jahre

und gewerkschaftspolitischen Gruß-
worten deutlich.

Arbeitsschutz gilt auch                
für mobile Arbeit

So wies die stellvertretende Vorsit-
zende des Deutschen Gewerkschafts-
bundes (DGB), Elke Hannack, darauf 
hin, dass ein Ausgleich von Erwerbs- 
und Familienarbeit zwischen den Ge-
schlechtern benötigt werde. Die Ver-
einbarkeit von Beruf und Familien sei 
auch in Zeiten des digitalen Wandels 
keineswegs ein Selbstläufer, stellte 
sie fest. Nur wenn Beschäftigte die 
Möglichkeit hätten, selbst über den 
Einsatz digitaler Mittel mitzubestim-
men, ließen sich Beruf und Familie 
besser vereinbaren. „Die Flexibilisie-
rung von Arbeitszeit und Arbeitsort 
ermöglicht vielen Beschäftigten, ihr 
Berufsleben besser an ihre privaten 
Bedarfe anzupassen. Wenn durch das 
sogenannte Home Office die Fahrzeit 
zum Arbeitsplatz entfällt, schafft das 
neue Zeitressourcen für die Familie. 
Für Frauen und Männer, deren Funk-
tion mobiles Arbeiten zulässt, könnte 
der digitale Wandel auch zum Motor 
für mehr Partnerschaftlichkeit wer-
den“, betonte die Gewerkschafterin. 
Die Nutzung von Home-Office könne 

jedoch immer nur freiwillig erfolgen. 
Es müsse jederzeit möglich sein, auch 
vom betrieblichen Arbeitsplatz aus zu 
arbeiten.

Die DGB-Vize sagte, dass für mo-
bile Arbeit grundsätzlich das 

Arbeitsschutzgesetz zu gelten habe. 
Der Arbeitgeber sei in der Verantwor-
tung, die Einhaltung der Arbeitsstät-
tenverordnung und der Bildschirmar-
beitsverordnung auch bei Heimarbeit 
sicherzustellen. Zudem müsse klar 
sein: die Arbeitszeit sei zu erfassen 
und zu vergüten, egal wo sie geleistet 
werde. Hannack betonte: „Wo Smart-
phone, Mailverkehr und Internet die 
Kommunikation übernehmen, verän-
dert sich auch die Arbeit im Polizei-
vollzug enorm. In der Enge eines voll-
gepackten Dienstfahrzeuges, umgeben 
von Straßenlärm und stets ansprechbar 
für Bürgerinnen und Bürger leidet die 
Konzentration, sind komplexe Sachver-
halte kaum mehr zu bearbeiten. Auch 
hier darf der Arbeitsschutz nicht auf 
der Strecke bleiben!“ 

Von der Anwesenheits- zur          
Vertrauenskultur

Grüße aus dem Bundesministeri-
um für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (BMFSFJ) überbrachte 
Staatssekretär Dr. Ralf Kleindiek den 
GdP-Frauen – und zwar von gleich 
zwei Ministerinnen: von der zu diesem 
Zeitpunkt amtierenden Frauenministe-
rin Dr. Katarina Barley sowie von ih-
rer Nachfolgerin Dr. Franziska Giffey. 
Kleindiek skizzierte die kommenden 
Aufgaben des Frauenressorts und be-
tonte insbesondere Verbesserungen in 
den Bereichen Frauenquote, Lohnge-
rechtigkeit und beim Rückkehrrecht 
von Teilzeit- in Vollzeitbeschäftigung. 
Er bekräftigte die Absicht des Minis-
teriums, weiter an der strukturellen 
Herstellung von Gleichheit zu arbeiten. 

Die Digitalisierung birgt nach den 
Worten des Ministerialbeamten 

Die sogenannten Personengruppen in der Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
haben eine wichtige Aufgabe. Sie fördern die gewerkschaftspolitische 
Arbeit für die in der GdP organisierten Frauen, Senioren und jungen Polizei-
beschäftigten, beraten ihre jeweiligen Vorstände auf Landes- und Bezirkse-
bene, aber eben auch den Geschäftsführenden Bundesvorstand. Alle vier 
Jahre treffen sich Delegierte zu ihren Bundespersonengruppenkonferenzen 
und bestimmen ihre neuen Geschäftsführenden Bundesvorstände. Um mit 
ihren dort verabschiedeten Anträgen möglichst nah an aktuellen Entwick-
lungen anknüpfen zu können, wird zu den drei Delegiertentagen im jewei-
ligen Kongressjahr eingeladen. Denn die GdP-Personengruppen verfügen 
über ein Antragsrecht für den vom 26. bis 29. November stattfindenden 
26. Ordentlichen GdP-Bundeskongress in Berlin. Somit trafen sich Frauen, 
Senioren und die JUNGE GRUPPE (GdP) im März und April zu ihren zweitä-
gigen Konferenzen in der brandenburgischen Landeshauptstadt.

Frischer Wind in dreifacher Ausfertigung
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viele Chancen, einige Risiken sind je-
doch auch auszumachen. Wichtig sei, 
mit dem Thema selbstbewusst umzuge-
hen. Dazu gehöre es, digitale Technik 
in den Arbeitsalltag positiv zu integrie-
ren und diesen dadurch zu verbes-
sern, verdeutlichte Kleindiek. Es gelte, 
auch unter diesem Gesichtspunkt die 
Vereinbarkeit weiter voranzutreiben. 
Es müsse mehr Möglichkeiten geben, 
flexibel zu arbeiten. Man dürfe nicht 
unter Druck geraten, „nur weil die Kita 
in ein paar Minuten schließt“.

Der Staatssekretär verwies im Üb-
rigen darauf, dass im Ministeri-

um rund 90 Prozent der Beschäftigten 
das Angebot nutzten, mobil arbeiten 
zu können. Dort sei man schon einen 
Schritt weiter, sagte er und fügte hin-
zu: „Und zwar auf dem Weg von der 
Anwesenheitskultur zur Vertrauens-
kultur.“

Kleindiek bekräftigte die Absicht, in 
die Kinderbetreuung, besonders für die 
sogenannten Randzeiten, investieren 
zu wollen und forderte die Delegierten 
auf, die Politik dort ruhig beim Wort 
zu nehmen.

Informationsflut zu bewältigen

Fakt sei, dass sich die Arbeitswelt 
in den kommenden Jahren rasant ver-
ändern werde, unterstrich der GdP-
Bundesvorsitzende Oliver Malchow. 
Schon jetzt sei festzustellen, dass sich 
neue Formen der Kommunikation 
etabliert hätten. So sei das Arbeiten 
ortsunabhängiger geworden sei, Ar-
beitszeiten würden immer flexibler und 
Informationen seien leichter zugäng-
lich. Praktisch sehe man sich aber auch 
einer Informationsflut gegenüber, die 
es zu bewältigen gelte. Malchow sagte: 
„Unsere Aufgabe als Gewerkschaft 
sehen wir darin, unsere Kolleginnen 
und Kollegen bei diesem Prozess zu 
unterstützen und eng zu begleiten. Mit 
Hilfe der Personalräte und Gleichstel-
lungsbeauftragten wollen wird Risiken 
für die Beschäftigten erkennen und be-
nennen, aber selbstverständlich auch 
die zweifellos vorhandenen Chancen 
nutzen.“

Im Konferenzleitantrag zur Digita-
lisierung hätten die GdP-Frauen 

diese Chancen bereits aufgezeigt, so 
der GdP-Chef. Zum Beispiel für die 
wichtige Vereinbarkeit von Beruf, Fa-
milie und Pflege. Ebenso seien klare 
Anforderungen an den Dienstherrn 

formuliert worden, darunter Bildungs- 
und Qualifizierungsmaßnahmen, flan-
kiert von Dienstvereinbarungen und 
Regelungen für den Beschäftigtenda-
tenschutz. „Die sich daraus ergebenen 
Forderungen sind berechtigt, und wir 
wollen sie gemeinsam umsetzen“, kün-
digte Malchow an.

Er dankte der GdP-Frauengruppe, 
dass sie viele Themen anpacke, die 
Kolleginnen, aber auch Kollegen, in 
der Polizei direkt beschäftigten. „Häus-
liche Gewalt, Zwangsverheiratungen, 
die Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie oder Altersarmut sind in Eurem Fo-
kus. Eure Präsenz und die gute Arbeit 
der Frauengruppe sind sicherlich ein 
Grund dafür, dass der Frauenanteil in 

der GdP stetig steigt. Die Frauen sind 
eine starke Stimme in der Polizei.“

Erfahrene Polizistin neue GdP-
Bundesfrauenvorsitzende

Nach den Grußworten und bevor 
„digital-inhaltlich“ eingestiegen wur-
de, hatten die Delegierten mit der Bun-
despolizistin Erika Krause-Schöne eine 
neue GdP-Bundesfrauenvorsitzende 
gewählt. Die 51-jährige Beamtin aus 
Mecklenburg-Vorpommerin freute sich 
über einen überwältigenden Vertrau-
ensvorschuss. Krause-Schöne gehört 
seit 2002 zum Geschäftsführenden 
GdP-Bundesfrauenvorstand und be-

kleidete das Amt der stellvertretenden 
Vorsitzenden seit 2006. Sie folgt auf 
ihre Vorgängerin Dagmar Hölzl, die 
im vergangenen Jahr verstorben war.

Die neue GdP-Bundesfrauen-
vorsitzende ist seit Mai 2017 

auch Vize-Vorsitzende im Geschäfts-
führenden Vorstand des GdP-Bezirks 
Bundespolizei sowie stellvertretende 
Vorsitzende des Bundespolizeihaupt-
personalrats beim Bundesministerium 
des Innern. „Wir Frauen in der Polizei 
haben uns die Verbesserung der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf und 
eine ausgewogene Work-Life-Balance 
auf die Fahnen geschrieben. Wir treten 
entschieden an, um geschlechtsspezi-

fische und einseitige Familienernähr-
ermodelle endgültig zu überwinden“, 
kündigte die neue GdP-Frauenchefin 
an. Ebenso stünde die Beseitigung 
struktureller Benachteiligungen von 
Frauen in der Gesellschaft, und vor 
allem im Arbeitsfeld Polizei, auf der 
aktuellen und künftigen Agenda der 
GdP-Frauengruppe Bund.

Komplettiert wird das neue Füh-
rungsgremium der GdP-Frauen durch 
Wilma Wäntig, vormals stellvertre-
tende Schriftführerin aus Mecklen-
burg-Vorpommern. Die Delegierten 
wählten die Tarifbeschäftigte zur 
stellvertretenden Bundesfrauenvor-
sitzenden. Neu im Amt der Stellver-
treterin sowie im Geschäftsführenden 

PERSONENGRUPPENKONFERENZEN

Bundesfrauenvorsitzende Erika Krause-Schöne war gefragte „O-Ton-Geberin“ für Fernseh-
teams. 						                Foto: GdP/Hagen Immel
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GdP-Bundesfrauenvorstand ist die 
Nordrhein-Westfälin Julie Janetzko. 
Als Schriftführerin bestätigt wurde 
Christiane Kern aus Bayern, zu ihrer 
Stellvertreterin die Saarländerin Vera 
Koch gewählt, die ebenfalls erstmals 
Mitglied im Geschäftsführenden GdP-
Bundesfrauenvorstand ist. 

Die Frauengruppe Bund (GdP) ver-
tritt rund 46.000 Beschäftigte in den 
Polizeien von Bund und Ländern und 
setzt sich seit über 35 Jahren aktiv für 
deren Belange ein. Waren die Schwer-
punkte der gewerkschaftlichen Vertre-
tung anfänglich stark auf die berufliche 
Situation der Kolleginnen fokussiert, 
sind im Laufe der Jahre weitere vor 
allem gesellschaftspolitische Themen 
hinzugekommen. Das spiegelte sich 
auch in den Antragsberatungen der 7. 
Bundesfrauenkonferenz wider.

Klare Trennung zwischen          
Arbeit und Freizeit

Vor dem Hintergrund der rasanten 
Digitalisierung der Arbeitswelt spra-
chen sich die Delegierten für eine 

Neugestaltung der Arbeitszeit sowie 
eine Entkoppelung von Arbeitszeit und 
Arbeitsort aus. Die digital vernetzte 
Arbeit lasse die traditionelle Fixierung 
an einen festen Ort hinter sich. Digitale 
Applikationen wie Clouds oder Smart-
phones ermöglichten durch leichten 
Transport sowie hohe Leistungsfähig-
keit einen zeitlich uneingeschränkten 
und von überall aus möglichen Zugriff 

auf digitalisierte Arbeitsgegenstände 
wie Sachakten oder Vorgänge.

„In der digitalen Entwicklung se-
hen wir eine große Chance für eine 
bessere Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie, weisen jedoch auch auf die 

Gefahren hin, die von einer ständigen 
Erreichbarkeit ausgehen“, betonte die 
Bundesfrauenvorsitzende. Daher seien 
eindeutige Regelungen für eine funktio-
nierende Work-Life-Balance unabding-
bar. Krause-Schöne sagte: „Arbeitszeit 
und Freizeit müssen klar getrennt sein.“ 
Mit Blick auf die laufenden Digitalisie-
rungsprozesse forderten die Gewerk-
schafterinnen eine Bewertung der neu 

entstandenen Berufsfelder, den Ausbau 
von Qualifizierungsmaßnahmen, eine 
Anpassung sowie Stärkung der Mit-
bestimmungsrechte von Personalräten, 
Gleichstellungs- und Frauenbeauftrag-
ten und den Vertrauenspersonen der 

schwerbehinderten Menschen sowie 
die Schaffung zielgruppengerechter 
Fortbildungsangebote. Ebenso not-
wendig seien klare Regelungen zum 
Beschäftigtendatenschutz sowie eine 
wissenschaftliche Begleitung der Aus-
wirkungen der Digitalisierung auf die 
Beschäftigten.

Die digitale Welt braucht         
Regeln wie im Straßenverkehr‘

Vertiefende Sichtweisen zur fort-
schreitenden Digitalisierung des All-
tags steuerten Referentin Sabrina Kunz 
und Referent Welf Schroeter bei. „Digi-
talisierung geht nur mit den Menschen, 
die damit arbeiten und umgehen müs-
sen“, stellte Kunz fest. Für die 37-Jäh-
rige zeichnet sich klar ab, dass sich 
Kommunikation und Sprache im Zuge 
der Digitalisierung verändern werden. 
Besonders bedeutsam sei dies für die 
Nachwuchsgewinnung und -werbung, 
betonte die rheinland-pfälzische Poli-
zistin. Einen Schwerpunkt des erfor-
derlichen Modernisierungsprozesses 
erkennt sie an den Hochschulen der 
Polizeien, die digitaler werden müssen. 

Die Digitalisierung halte unterdes-
sen noch weitere Herausforderungen 
parat, sagte Kunz. Unter den Aspekten 

PERSONENGRUPPENKONFERENZEN

Der neue Geschäftsführende GdP-Bundesfrauenvorstand (v.l.): Vera Koch, Christiane Kern 
Wilma Wäntig, Julie Janetzko und Erika Krause-Schöne.

Großes Medieninteresse an den frauenpolitischen Themen der GdP-Delegierten. 
						         Fotos (2): GdP/Hagen Immel
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Bildung und Medienkompetenz erwar-
te sie eine veränderte gesellschaftliche 
Diskussionskultur. „Diese Aspekte 
stellen hohe Anforderungen an Bür-
gerbeteiligung und Partizipation. Für 
die Polizei bedeutet dies unter ande-
rem, ihre Presse- und Öffentlichkeits-
arbeitsarbeit in den sozialen Medien zu 
strukturieren sowie in Aufklärung und 
Prävention zu investieren.“ 

Überzeugt ist die ehemalige GdP-
Bundesjugendvorsitzende davon, dass 
sich Tatbegehungsweisen wandeln 
werden. Die Polizei müsse hier tech-
nisch und personell Schritt halten, for-
derte sie. Voraussetzung dafür seien 
die Schaffung rechtlicher Vorausset-
zungen und eine Verbesserung des 
Informationsaustauschs zwischen den 
Ermittlungs- und Justizbehörden.

Mit gewisser Sorge betrachtet Kunz 
das Verhältnis von Arbeit und Pri-
vatheit. Die Digitalisierung könne zu 
einer Entgrenzung führen, wenn nicht 
vernünftige Regelungen zur Erfassung 
von Arbeitszeit und dem Schutz der 
Beschäftigten entworfen würden. Einer 
selbstbestimmten Informationsgesell-
schaft ließe sich zwar ausdrücklich zu-
zustimmen, jedoch müsse sich auch das 
Mitbestimmungsrecht „digitalisieren“.

Schließlich, so unterstrich die Ge-
werkschafterin, seien auch die Arbeits-
prozesse nicht von einer Digitalisierung 
ausgenommen. „Orts- und zeitunab-
hängige Arbeitsplätze sollten das Ziel 
sein.“ Das mobile Arbeiten gewinne 
zunehmend an Bedeutung und könne 
sowohl in den operativen als auch nicht 
operativen Bereichen möglich sein.

Unerledigte Hausarbeiten 

Wer sich mit der sozialen Gestaltung 

moderner Arbeitswelten befasse, stelle 
sich wohl ab und zu die Frage, wo denn 
eigentlich derzeit vorne sei, sagte der 
63-jährige Publizist und Historiker Welf 
Schröter vom Forum Soziale Technik-
gestaltung zu Beginn seines Referats. 
„Bilden die Humanisierung mobiler 
Arbeit und die Einrichtung eines Ho-
meOffice das unerkannt Neue? Stellen 
das ‚Internet der Dinge‘ oder ‚Smart 
Glasses‘ die Überraschung des Morgen 
dar? Ist die Nutzung eines Smartphones 
eine Innovation?“ fragte er das Forum 
und antwortete zugleich: „Seien wir 
ehrlich: Wir sind zumeist mehrheitlich 
dabei, unsere unerledigten Hausauf-
gaben der letzten Jahre aufzuarbeiten. 
Wir gestalten momentan vor allem eine 
nachholende Digitalisierung. Dies ist 
absolut notwendig und eine erhebliche 
soziale Herausforderung. Diese Digi-
talisierung ist die Basis von ‚Arbeiten 
4.0‘, aber es ist nicht ‚Arbeiten 4.0‘“, 
verdeutlichte Schroeter.

Die Vier-Null-Welten begännen 
mit der „Digitalisierung hinter 

der Digitalisierung“, wenn die „Hand-
lungsträgerschaft Mensch“ überge-
he in eine „Handlungsträgerschaft 
autonomer Software-Systeme“, die 
„selbstlernend“ und in gewisser Wei-
se „selbstentscheidend“ seien. „Damit 
sind nicht Roboter oder selbstfahrende 
Autos gemeint. Es geht um Software, 
um ein neues gewerkschaftliches Ver-
ständnis der Potenziale von Software. 
Wir müssen lernen, den Menschen ins 
Zentrum der Arbeits- und Lebenswelt 
zu setzen und zugleich die Prozesse 
und Organisationsabläufe durch die 
Brille der intelligenten Software zu 
denken“, ordnete der Autor eines In-
ternetblogs zur Zukunft der Arbeit ein. 
Solange aber nur rückwärtig nachho-
lend gehandelt würde, gerate die Rich-
tung des Vorne aus dem Blick. Das, 
was technologisch vorn sei, müsse dem 
Menschlichen unterworfen werden. Es 
gelte, „unsere Gestaltungskompetenz 
zu erneuern“. 

Seit mehr als 30 Jahren rollt dem 
Referenten zufolge eine Digitali-

sierungswelle nach der anderen durch 
die Arbeitswelten. In den 1980er-Jah-
ren habe man von einer „Informatisie-
rung der Arbeit“ gesprochen, in den 
Neunzigern die Begriffe „Multimedia“, 
„Electronic Business“, „Telearbeit“ 
und „E-Working“ aufgekommen. Tat-
sächlich technisch innovativ seien al-
lerdings Software-Technologien, die 
der früheren Technik in einem Kern-

punkt voraus seien: „Diese neue Soft-
ware steuert Prozesse nicht nur be-
darfsgerecht reaktiv, sie kann vor allem 
Arbeitsschritte vorausdenken und vor-
ausstrukturieren. Diese sogenannten 
autonomen Software-Systeme (ASS) 
fordern von Personal- und Betriebsrä-
ten neue Kompetenzen. Kolleginnen 
und Kollegen sind gedrängt, ein vo-
rausschauendes Denken und Handeln 
zu entwickeln, um mit der Software 
auf gleicher Augenhöhe zu bleiben“, 
verdeutlichte Schroeter.

Arbeitsschutz, Gesundheits-
schutz, Geschlechtergerechtig-

keit und Humanisierung der Arbeits-
welten gelängen zukünftig am ehesten 
dann, wenn die Anforderungen der 
Personal- und Betriebsräte schon beim 
Start autonomer Software-Systeme in 
diese aktiv integriert seien, erläuterte 

er und stellte fest: „Dazu müssen wir 
lernen, in den Kategorien des voraus-
schauenden Schützens und des voraus-
schauenden Gestaltens zu denken.“ 
Dies, so bilanzierte der Arbeitsblogger, 
gehöre zu dem wirklich Neuen der 
digitalen Transformation.

Teilzeitkräfte haben oft            
Terminprobleme

Neben der Digitalisierung erör-
terten die Delegierten weitere wichtige 
frauen- sowie gewerkschaftspolitische 
Fragen, darunter eines der hartnä-
ckigsten Dauerthemen der Frauen-
gruppe – die Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie. So sollen nach Auffassung 
der Delegierten dienstliche Fortbil-
dungen so flexibel terminiert werden, 

PERSONENGRUPPENKONFERENZEN

„Die Frauen sind eine starke Stimme in der 
GdP“, sagte der GdP-Bundesvorsitzende 
Oliver Malchow. 
                     Fotos (2): GdP/Hagen Immel

Digitalisierung: Man müsse sich auf den 
Weg „von der Anwesenheitskultur zur Ver-
trauenskultur“ machen, erklärte Staatsse-
kretär Dr. Ralf Kleindiek und überbrachte 
Grüße aus dem Bundesfrauenministerium. 
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dass sie mit unterschiedlichen Arbeits-
zeitmodellen – insbesondere Teilzeitar-
beit – vereinbar seien. Dafür müssten 
die Voraussetzungen in den Polizeien 
der Länder und des Bundes zeitnah 
geschaffen werden, betonten die Ge-
werkschafterinnen.

„Mehrtägige Seminare, insbesonde-
re diejenigen, die sich über mindestens 
eine Woche hinziehen, können von 
Teilzeitkräften oft nicht wahrgenom-
men werden. Es sollte die Möglichkeit 
bestehen und Anspruch sein, entweder 
Kinderbetreuung oder die Betreuung 
pflegebedürftiger Angehöriger anzu-
bieten oder die Veranstaltung halbtags 
auf einen längeren Zeitraum verteilt 
durchzuführen“, verdeutlichte Erika 
Krause-Schöne.

Nur wenn Frauen und Männer, 
Teilzeit- und Vollzeitkräfte die glei-
chen Chancen auf Fortbildung hätten, 
könnten sie die entsprechende Qua-
lifizierung zur Übernahme beispiels-
weise einer Führungsposition erhalten. 
Solche Regelungen sollen laut der Ge-

werkschafterin in den Gleichstellungs-
gesetzen des Bundes und der Länder 
Einzug finden.

Chancengleichheit für hochquali-
fizierte Frauen nicht gegeben

Die Delegierten thematisierten wei-
terhin, dass weibliche Polizeibeschäf-
tigte unzufrieden mit dem Stellenwert 
der Vereinbarkeit von Beruf und Fami-
lie in den Polizeibehörden der Länder 
und des Bundes sind. Sie fordern daher 
eine „festgeschriebene Behördenphi-
losophie“ für eine familiengerechte 
Balance zwischen Arbeit und Freizeit. 

„Vereinbarkeit von Beruf und Familie 
bedeutet heutzutage, erwerbstätigen 
Frauen und Männern die Möglichkeit 
zu geben, sich sowohl ihrem Beruf als 

auch der ‚Familienarbeit‘ zu widmen. 
Mindestens zwei Drittel aller Frauen 
ist berufstätig. Die Ausbildung von 
Frauen ist der ihrer Geschlechtsge-
nossen gleichzusetzen. Trotz allem ist 
die Chancengleichheit für hochqua-
lifizierte Frauen, die sich zum einen 
der Betreuung ihrer Kinder oder der 
Pflege von Angehörigen widmen und 
zum anderen ihrem Beruf und ihrer 
Karriere widmen, wie diverse Studi-
en belegen, nicht gegeben“, betonte 
Krause-Schöne. 

Die Gewerkschafterinnen zeigten 
sich unterdessen überzeugt, dass je-
des Unternehmen und jede Dienst-
stelle daran interessiert sein sollte, der 

Vereinbarkeit von Beruf und Famili-
enpflichten einen hohen Stellenwert 
einzuräumen. Krause-Schöne sagte: 
„Führung muss Vorbild sein. Und: Fa-
milienbedingte Ausfallzeiten dürfen 
sich weder mittel- noch unmittelbar auf 
die Karriere auswirken. Das gilt auch 
für Führen in Teilzeit.“

Sogenannte Spuckhauben sol-
len nach Auffassung der GdP-

Frauen als dienstliches Einsatzmittel 
bundesweit für alle Polizeien ange-
schafft werden. Damit reagierten sie in 
einem einmütigen Beschluss auf einen 
deutlichen Anstieg von Spuckattacken 
auf Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Behörden und Organisationen mit 
Sicherheitsaufgaben (BOS). „Wenn 
Beamtinnen oder Beamte von einem 
mutmaßlichen Täter oder einem Fest-
genommenen angespuckt werden, 
müssen sich Geschädigte einem in-
tensiven medizinischen Versorgungs-
verfahren, der sogenannten Postex-
positionsprophylaxe (PEP), stellen 
und sind dabei enormen psychischen 
Belastungen ausgesetzt“, erklärte die 
GdP-Bundesfrauenvorsitzende. Durch 
den gezielt dokumentierten Einsatz der 
Spuckhaube werde ein gefährliches 
Einwirken auf BOS-Mitarbeiter sowie 
unbeteiligte Dritte verhindert.

Weitere Anträge des Delegierten-
tages beschäftigten sich unter anderen 
mit flexibilisierten Lebensarbeitszeit-
konten, der Telearbeit, dem „Führen 
in Teilzeit“, der vollen Anerkennung 
der Eltern-, Erziehungs- und Pflege-
zeiten auf die Rente oder Pension und 
möglichen Versorgungslücken nach 
Scheidung.

Alles im Griff hatte die Verhandlungsleitung mit den Kolleginnen (v.l.) Katrin Kuhl, Angelika 
Kunert (verdeckt), Anja Stolzenburg und Karin Dullnig.           Fotos (2): GdP/Hagen Immel

Über 40 Anträge standen zur Beratung und Abstimmung an. 
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DGB-Vize Elke Hannack fordert, die 
Frauen aus der Teilzeitfalle zu befreien. 

Die digitale Welt braucht Regeln wie 
im Straßenverkehr, betonte Referentin 
Sabrina Kunz. 

Digitalisierung: Referent Welf Schroeter 
forderte die Gewerkschafterinnen auf, 
autonome Software-Systeme nicht 
einfach machen zu lassen. 
              Fotos (7): GdP/Hagen Immel

In einem Workshop versorgten die Delegierten den Geschäftsführenden Bundesfrauenvor-
stand mit ihren Ideen zur Digitalisierung. 

Gedenken an die Ende 2017 im Alter 
von 50 Jahren verstorbene ehemalige 
GdP-Bundesfrauenvorsitzende Dagmar 
Hoelzl.

Martina Filla, langjährige NRW-Kollegin 
aus dem Geschäftsführenden Bundes-
frauenvorstand, wurde von Elke Günd-
ner-Ede (r.), für Frauenpolitik zustän-
diges Mitglied des Geschäftsführenden 
GdP-Bundesvorstandes, sowie Wilma 
Wäntig (l.) und Christiane Kern (2.v.l.) 
verabschiedet.
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Auch die in der GdP organisierten 
Ruhestandsbeamten und verrenteten 
Tarifbeschäftigten widmeten sich auf 
ihrer 8. GdP-Bundesseniorenkonferenz 
im März in einem Schwerpunktantrag 
der Digitalisierung des Alltags. Die 
107 Delegierten aus den Landesbe-
zirken und Bezirken lenkten ihren Fo-
kus jedoch eher auf den Aspekt einer 
womöglich bereits voranschreitenden 
Ausgrenzung lebensälterer Menschen 
aus der virtuellen Welt. Sie mahnten 
die politisch Verantwortlichen in Bund 
und Ländern, Seniorinnen und Seni-
oren entsprechende Angebote zum Er-
langen von digitaler Kompetenz vorzu-
halten beziehungsweise aufzulegen.

Mehr Sensibilität gegenüber      
älteren Menschen

„Dazu gehört die Entwicklung von 
leicht nutzbarer Hard- und Software 
genauso wie intensive Bemühungen, 
die Nutzer-Hemmschwelle weniger 
computeraffiner Älterer zu senken“, 
sagte der GdP-Bundesseniorenvor-
sitzende Winfried Wahlig. Auch solle 
durch veränderte gesetzliche Rah-
menbedingungen Senioren die Angst 
vor Computerkriminalität genommen 
werden.

Wahlig betonte: „Wir erwarten von 
der Industrie eine gewisse Sensibili-
tät gegenüber älteren Menschen. Da 
müsste mehr Hard- wie Software ent-
wickelt werden, die den motorischen 
und kognitiven Fähigkeiten von Seni-
oren angepasst ist.“ Tatsache sei, dass 
eine erhebliche Zahl von Senioren 
nicht bereit sei, diese Entwicklung 
mitzugehen. „Auch für diese Men-
schen müssen künftig ausreichend 
analoge Möglichkeiten bereitstehen, 
um eine Abkoppelung vom digitalen 
Schnellzug auszuschließen“, forderte 
der GdP-Seniorenchef. Er kündigte 
an, dass die GdP-Seniorengruppe den 
digitalen Wandel mit wachen Augen 
beobachten werde. „Wir sehen unsere 
gewerkschafts- und gesellschaftspoli-
tische Verantwortung eben auch darin, 
aufzupassen, dass ältere Menschen 
in unserer Gesellschaft von digitalen 
Entwicklungen nicht abgekoppelt 
werden.

Kritik an Redaktionen der          
öffentlichen TV-Sender

Mit Kritik an den großen Fernseh-
sendern sparten die erfahrenen Ge-
werkschafter ebenso nicht. So führe 
die zunehmende Digitalisierung der 
Medienlandschaft dazu, dass we-
sentliche politische, kulturelle und 
gesellschaftliche Themenkomplexe 
beispielsweise in den sogenannten 
Hauptprogrammen von ARD und ZDF 
häufig nur noch als Stichworte aufge-
listet würden. Zusätzliche Informati-
onen würden nur auf den jeweiligen 
Internetangeboten bereitgestellt. 

Wahlig erklärte: „Kluge Rahmenbe-
dingungen und die gezielte Förderung 
von Senioren verbessern die digitalen 
Potenziale der Älteren. Nach aktuellen 

Zahlen des Internetanbieterverbandes 
BITCOM nutzen rund 40 Prozent der 
Senioren Computer oder Smartphone, 
besitzen entsprechende Grundkennt-
nisse und nutzen das Internet. Die 
Mehrheit jedoch nicht.“

Senioren sind „unverzichtbare 
Unterstützung“

Zu Beginn des zweitägigen Dele-
giertentreffens hob der GdP-Bundes-
seniorenvorsitzende die wichtige Rolle 
„seiner“ im GdP-Jargon sogenannten 

Personengruppe hervor: „Die Seni-
orinnen und Senioren sind ein fester 
Bestandteil unserer Gewerkschafts-
arbeit. Bei vielen gewerkschaftlichen 
Aktionen sind sie eine unverzichtbare 
Unterstützung, sei es bei Demonstra-
tionen oder auch bei der Einsatzkräf-
tebetreuung in Großlagen, wie zuletzt 
beim G20-Gipfel in Hamburg. Unsere 
im Dienst befindlichen Kolleginnen 
und Kollegen können jederzeit nicht 
nur mit dem Rat, sondern auch der 
Tat der Seniorinnen und Senioren 
rechnen.“ Die GdP habe früh erkannt, 
dass mit dem Eintritt in den Ruhestand 
beziehungsweise in die Rente die Ver-
bundenheit zum Polizeiberuf nicht 
ende und die Mitglieder weiterhin 
betreut werden möchten. Hieraus habe 
sich die sehr gute GdP-Seniorenarbeit 

entwickelt. „Viele Seniorengruppen in 
den Einzelgewerkschaften innerhalb 
des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
(DGB) beneiden uns für diese her-
vorragende Seniorenarbeit“, betonte 
Wahlig.

Der demografische Wandel in der 
Gesellschaft werde in den kommen-
den Jahren auch die GdP verändern, 
zeigte sich der Seniorenchef über-
zeugt. Das Motto dieser und der letzten 
Bundesseniorenkonferenz „Erfahrung 
gestaltet Zukunft“ solle künftig die 
Seniorenarbeit prägen und zum „Mar-

Gratulation an den neuen Geschäftsführenden GdP-Bundesseniorenvorstand: (v.l.) Jörg 
Radek, für Senioren zuständiges Mitglied des Geschäftsführenden GdP-Bundesvorstandes, 
Horst Müller (Rheinland-Pfalz), die Brandenburgerin Sigrid Graedtke, Ewald Gerk (Hessen), 
der neue und alte GdP-Seniorenchef Winfried Wahlig, der GdP-Bundesvorsitzende Oliver 
Malchow und H. Werner Fischer (Baden-Württemberg).                 Foto: GdP/Hagen Immel
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PERSONENGRUPPENKONFERENZEN

kenzeichen“ werden. Im Fokus der 
Gewerkschaftsarbeit stehe zwar die 
Arbeitswelt, aber eben nicht nur.

Aktivposten in der GdP

„Das Hauptthema gewerkschaft-
licher Arbeit ist soziale Gerechtigkeit, 
dies schließt auch ein solidarisches 
Miteinander der Generationen mit 
ein. Die Altersgruppen sind vonein-
ander abhängig und müssen mitein-
ander leben. Die Altersvorsorge ist 
ein gesamtgesellschaftliches Thema, 
nicht nur eins für die Versorgungs- 
und Rentenempfänger“, sagte der 
GdP-Bundesvorsitzende Oliver Mal-
chow in seiner Konferenzrede. Wenn 
sich die GdP in Tarifverhandlungen 
des öffentlichen Dienstes um eine 
finanzielle Besserstellung unserer 
Mitglieder kümmert, sorge sie sich 
auch darum, dass Pensionäre und 
Rentner später mehr Geld in der Ta-
sche hätten.

Treue Mitglieder

„Polizeibeschäftigte oder Polizei-
beschäftigter, egal ob tariflich be-
schäftigt oder als Beamte oder Beam-
ter, bleibt man sein Leben lang. Ihr 
habt Euch dieses Motto zu Herzen 
genommen und bleibt uns auch im 
Ruhestand treu, dafür vielen Dank. 
Nicht nur berufspolitische Themen, 
sondern alles, was unser modernes 
Leben und unsere Gesellschaft an 
Veränderungen und Herausforde-
rungen parat hat, bewegt nicht nur 
jede Kollegin und jeden Kollegen im 
aktiven Dienst, sondern auch Euch“, 
betonte der GdP-Bundeschef. „Wir 
wissen und schätzen, dass Ihr Zu-
kunft gestalten wollt. Viele Menschen 
beklagen ja immer, dass früher alles 
besser war. Aktiv die Gewerkschafts-

arbeit gestalten, um das Leben nicht 
nur der Seniorinnen und Senioren, 
aber auch der aktiv Beschäftigten zu 
verbessern, ist für mich der weitaus 
bessere Weg, als alles zu beklagen.“ 

Malchow zeigte sich erfreut, dass 
so viele Seniorinnen und Senioren 
weiterhin der GdP treu bleiben. Das 
zeuge von der hohen Bindungswir-
kung der GdP-Familie sowie davon, 
dass die GdP ihre Seniorinnen und 
Senioren wertschätze und an der 
Gewerkschaftsarbeit angemessen 
beteilige. Neben vielerlei anderen 
und wichtigen Aktivitäten wie dem 
„Aktivprogramm Senioren (APS) 
seien nicht zuletzt auch die beliebten 
Seniorenfahrten zu nennen, sagte 
er. Diese seien indes keine reinen 
Urlaubsfahrten. Ziel sei es, gewerk-
schaftliche Informationen, Kultur und 
Landschaftserlebnisse mit Spaß zu 
verknüpfen. Im September werde die 
nunmehr 18. Fahrt – diesmal mit dem 
Ziel Kreta – stattfinden.

Malchow kündigte an, dass sich 
die GdP auch künftig dafür einset-
zen werde, die Rolle der Senioren im 
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB) 
stärker zu gewichten. „1,5 Millionen 
Senioren im DGB brauchen eine an-
gemessene Vertretung. Sie benöti-
gen echte Mitbestimmung, nicht nur 
Anhörungs- und Beratungsrechte“, 
bekräftigte er. 

Winfried Wahlig mit überwälti-
gender Mehrheit bestätigt

Bevor die Delegierten sich der 
Antragsdebatte widmeten, hatten 
sie einen neuen Geschäftsführenden 
Bundesseniorenvorstand zu wählen. 
Auf Winfried Wahlig, der sich zur 
Wiederwahl gestellt hatte, entfie-
len 93,5 Prozent der abgegebenen 
Delegiertenstimmen. So wird der 
Hesse und ehemalige Beamte des 
Bundeskriminalamtes für weitere 
vier Jahre die GdP-Seniorengruppe 
(Bund) anführen. Neu in das Amt 
des stellvertretenden Bundesseni-
orenvorsitzenden wurden der Hes-
se Ewald Gerk und Horst Müller 
(Rheinland-Pfalz) gewählt. Bestätigt 
wurden Sigrid Graedtke aus Bran-
denburg als Schriftführerin sowie 
der Baden-Württemberger H. Werner 
Fischer als ihr Stellvertreter.

„Wir Älteren werden immer mehr. 
Umso wichtiger ist es, sich für diese 
Gesellschaftsgruppe engagiert ins 
Zeug zu legen“, betonte Wahlig, der 
sich in einer kurzen Ansprache für 

Referent und Polizeiseelsorger Axel Kullik: 
„Ob ich alt bin oder nicht, entscheide 
immer noch ich und niemand sonst.“ 
                          Foto: GdP/Hagen Immel
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das ihm entgegengebrachte Vertrauen 
bedankte. Der 71-Jährige fügte hinzu, 
das gelte insbesondere für ehemalige 
Polizeibeschäftigte, die auch nach dem 
aktiven Dienst nur selten den Bezug 
zur Polizei verlören.

Heiße Debatte um Rolle der    
Senioren im DGB

Nach Applaus und gut gelaunten 
Kommentaren in Richtung des neuen 
Senioren-Führungsquintetts folgte die 
von den Delegierten offenbar sehn-
süchtig erwartete Podiumsdiskussion 
zur Rolle der Senioren im DGB. Die 
von Moderator Christoph Tiegel ge-
führte Runde mit Dr. Regina Görner, 
Mitglied im geschäftsführenden Vor-
stand der Bundesarbeitsgemeinschaft 
der Senioren-Organisationen (BAG-
SO), Annelie Buntenbach, Mitglied des 
DGB-Bundesvorstandes, und GdP-Vize 
Jörg Radek, für Senioren zuständiges 
Mitglied des Geschäftsführenden Bun-
desvorstandes, sollte tatsächlich rege 
Beteiligung finden. 

Buntenbach verwies darauf, dass 
zwar sich alle Gewerkschaften zur ak-
tiven Seniorenarbeit bekannten, jedoch 
nicht überall Personengruppen, ex-
plizit für Senioren, existierten. Struk-
turfragen waren für BAGSO-Vorstand 
Görner „weniger von Gewicht als die 
Frage, wie die Ressourcen, die Senioren 
aufgrund ihrer Erfahrung darstellen, 
besser genutzt werden können“. Ent-
scheidend sei auch, dass alles, worü-
ber diskutiert werde, auch mit denen 
kommuniziert werden müsse, die davon 
betroffen seien, betonte die ehemalige 
saarländische Ministerin für Frauen, 

Arbeit, Gesundheit und Soziales im 
Kabinett des heutigen Bundesverfas-
sungsrichters Peter Müller. 

Die institutionelle Verankerung der 
Seniorenarbeit in der Organisations-
struktur, wie sie für Senioren in der GdP 
existiere, sollte, so führte Jörg Radek 
die Positionen seiner Vorrednerinnen 
zueinander, auch ernstzunehmender 
Anstoß für andere Gewerkschaften und 
natürlich auch für die Dachorganisation 
des DGB sein.

Eine spontane „Saalabstimmung“ 
ergab dann, dass sich die überwie-

gende Mehrheit für eine Seniorengrup-
pe im DGB ausspreche, wozu auch ein 
entsprechender Antrag von der GdP 
wiederholt an den DGB gestellt wurde. 

Zahlreiche Anträge beraten

Nach kurzer Stärkung hieß es dann 
aber ran an die eigentliche Delegier-
tenarbeit: Zahlreiche Anträge aus den 

Bereichen Haushalt und Finanzen, 
Beamten-, Besoldungs- und Versor-
gungsrecht, Dienstlich und Soziales 
sowie Gesellschaftspolitik standen zur 
Beratung an. Nach teils intensiven 
Debatten wandten sich die Delegier-
ten beispielsweise gegen steigende 
Zuzahlungen bei Medikamenten. Mo-
niert wurde, dass in den vergangenen 
Jahren die Summe, die Patienten für 
Arzneimittel aus eigener Tasche be-
zahlen müssen, gewaltig gestiegen 
sei, während die Zahl der zuzahlungs-
freien Medikamente um die Hälfte 
reduziert worden war.

Richtiges Bewusstsein im Um-
gang mit Medikamenten fehlt

Ebenso forderten die GdP-Senio-
rinnen und Senioren einen Stopp der 
Werbung für rezeptfreie Arzneimit-
tel und Nahrungsergänzungsmittel in 
der öffentlich-rechtlichen und privaten 
Medienlandschaft. Die Werbespots 
stellten positive Effekte dar, überspiel-
ten aber mögliche gefährliche Neben- 
und Wechselwirkungen. Der Verweis 
auf die „Nachfrage bei Arzt oder Apo-
theker“ sei, so die Delegierten, nicht 
ausreichend. Eine Risiken-Aufklärung 
bei Medikamentenbestellungen über 
Internetapotheken unterbleibe kom-
plett. Schwere gesundheitliche Schä-
den bis hin zu Nierenversagen und 
Tod könnten bei unkontrollierter Ein-

nahme die Folge sein. Gerade jungen 
Erwachsenen, jedoch auch oft Älteren, 
fehle das richtige Bewusstsein im Um-
gang mit Medikamenten.

Verzicht auf das Auto?

Auch das Verkehrsgeschehen nah-
men die Seniorinnen und Senioren kri-
tisch unter die Lupe. So sollen Fahrten 

GdP-Chef Oliver Malchow mit vier Generationen von GdP-Bundesseniorenvorsitzenden: (v.l.)
Anton Wiemers, Artur Jung, Heinz Blatt und Winfried Wahlig.  Fotos (2): GdP/Hagen Immel

Engagierte Podiumsdiskussion (v.l.) Moderator Christoph Tiegel, Dr. Regina Görner, 
Mitglied im geschäftsführenden Vorstand der Bundesarbeitsgemeinschaft der Senioren-
Organisationen (BAGSO), GdP-Vize Jörg Radek, für Senioren zuständiges Mitglied des 
Geschäftsführenden Bundesvorstandes, und Annelie Buntenbach, Mitglied des DGB-Bun-
desvorstandes.
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im öffentlichen Personennahverkehr 
nach Auffassung der GdP-Delegierten 
für Rentner und Versorgungsempfän-
ger künftig kostenlos oder zumindest 
erheblich preisreduziert werden. Ver-
mutet werde, dass viele ältere Men-
schen dann freiwillig auf Fahrten mit 
dem eigenen Kfz verzichteten. Pflicht-
untersuchungen und Pflichttestfahrten 
für ältere Kraftfahrer lehnten die Dele-
gierten jedoch einmütig ab.

Im Alter am Ball bleiben

Wer sich sein Alter vor Augen halte, 
der fühle sich nicht selten deutlich 
jünger als sie oder er an Jahresringen 
tatsächlich aufweise. Vor allem andere 
gleichaltrige Menschen erschienen vor 
dem Hintergrund der Selbstreflexion 
oft bedeutend reifer – mindestens in 
Jahren gemessen. Der Oldenburger Po-
lizeiseelsorger Axel Kullik brachte dann 
mit seinen biophysischen, psycholo-
gischen und philosophischen Ansichten 
am zweiten und letzten Tag der GdP-
Bundesseniorenkonferenz noch einmal 
richtig Schwung in den Saal. Auch er 
fühle sich mit Mitte 50 manchmal rich-
tig alt, gab er unumwunden zu. Etwa 
wenn er seine Lesebrille vergessen hät-
te und dann die Aufschriften auf den 
Packungen im Supermarkt nicht lesen 
könne. Trotzdem sagt er selbstbewusst: 
„Ob ich alt bin oder nicht, entscheide 
immer noch ich und niemand sonst.“

Sich neue Aufgaben suchen

Jeder habe Bilder des Altwerdens in 
petto. Die müsse man prüfen, gegebe-
nenfalls auch verändern. Entscheidend 
sei, sich nur mit dem zu beschäftigen, 
was man wolle. „Zu wem werden Sie, 
wenn Sie an Ihr Alter denken?“, fragte 
Kullik die Delegierten. „Wir konstru-
ieren doch unsere Wirklichkeit“, sagte 
er und verwies auf die sogenannten 
Priming-Experimente des US-ameri-
kanischen Psychologen John Bargh, 
der den „Florida-Effekt“ entdeckte. 
Nachdem Probanden sich intensiv mit 
Wörtern beschäftigt hatten, die mit 
„Altsein“ verbunden waren, liefen sie 
signifikant langsamer.

Jede Empfindung, so der 55-Jährige, 
habe auch eine körperliche Entspre-
chung. Gehirnzellen, die immer zeit-
gleich aktiviert würden – zum Beispiel 
wenn das „Altsein“ immer mit dem 
„Kranksein“ verbunden würde – ver-
netzten sich auf Dauer und würden 
ungewollt gemeinsam aktiviert. „Also 
immer, wenn ein Stichwort zum Alter 

fällt, ploppt die Erinnerung an eine 
Krankheit auf.“ Um nicht in diese Falle 
zu tappen, riet der Theologe, Men-
schen und Orte aufzusuchen, die „das 
darstellen, was Sie haben oder werden 
wollen“.

Zudem sei es von großer Bedeu-
tung, im Alter am Ball zu bleiben. „Im 
Ruhestand wer-
den wir nicht 
mehr täglich 
und automa-
tisch vor neue 
Aufgaben ge-
stellt“, betonte 
der Referent. 
Nicht genutzte 
G e h i r n s t r u k -
turen würden 
abgebaut. Es 
gelte schlicht: 
„Nutze es oder 
verliere es.“ So 
sei sein Hinweis 
bitte ernst zu 
nehmen, sich 
zeitnah neue 
Aufgaben zu su-
chen, plädierte er an die lebensälteren 
Kolleginnen und Kollegen.

Das Gehirn ist ein soziales      
Organ

Lebenslanges Lernen verlängere die 
Lebenszeit der grauen Zellen und trai-
niere die Reaktionsfähigkeit des Ge-
hirns. „Damit das passiert, braucht es 
aber Bedeutsamkeit. Die Dinge sollten 
einen begeistern, fesseln, Ihnen Freude 
machen. Dann werden Ihre Gehirn-
zellen neu und stärker vernetzt.“ Ein 
„Muss“ bewirke jedoch das Gegenteil, 
mahnte Kullik, der verriet, dass ihn sei-
ne Frau vor die Tür setzen würde, wenn 
„Du alter Knacker“ ein Brillenband für 
die optische Lesehilfe anschaffe.

Mit einem gängigen Vorurteil über 
vermeintlich effektives Gehirntraining 
räumte der Ostfriese rustikal auf. Denn, 
wer sich hauptsächlich mit Sudoku oder 
Kreuzworträtseln beschäftige, konditi-
oniere das Gehirn dezidiert auf derlei 
Aufgaben. Am liebsten, so der Eindruck 
im Forum, hätte Kullik alle Delegier-
ten sofort in die weite Welt geschickt. 
„Erfüllen Sie sich einen Wunsch, eine 
Sehnsucht, die Sie immer schon um-
getrieben hat. Lernen Sie Neues. Ob 
Sie das können, entscheiden Sie und 
niemand sonst!“, warb er vehement. 

Das gelänge nur, wenn man nicht 
nur still sitze, betonte der Polizeiseel-

sorger. Noch wisse die Wissenschaft 
zwar nicht genau, warum es so sei, aber: 
Bewegung führe offenbar dazu, dass 
der seltene Prozess der Neubildung von 
Gehirnzellen einsetze. Vermutet werde 
ein evolutionärer Zusammenhang. Kul-
lik erläuterte: „Wenn unsere Vorfahren 
größere Strecken zurücklegten, war 
die Wahrscheinlichkeit, sich auf ganz 

neue Situationen einstellen zu müs-
sen, größer. Dafür benötigt das Gehirn 
ausreichende Kapazitäten.“ Schließlich 
sei das Gehirn ein soziales Organ. Es 
könne sich nur im Austausch mit ande-
ren Menschen entwickeln. „Wenn Sie 
sich etwas wirklich Gutes tun möchten, 
dann umgeben Sie sich mit Kindern. 
Nicht um sie darüber zu belehren, dass 
früher alles besser war, sondern um mit 
ihnen Probleme zu lösen – Lebenspro-
bleme.“. Das sei eine Win-win-Lösung. 
Man bekomme durch die Kinder An-
reize fürs Denken und Lernen. „Und die 
Kinder lernen durch Sie – hoffentlich –, 
dass es womöglich interessantere Dinge 
zu entdecken gebe als das Fernsehen, 
Spielekonsolen und Smartphones.“

„Nutzt Eure Potenziale!“

Kullik appellierte eindringlich an die 
GdP-Senioren, ihre Potenziale zu nut-
zen. Gerade auch für die künftigen Ge-
nerationen. „Wenn Sie ein System an 
einer einzigen Stelle verändern, ver-
ändern Sie das ganze System. Fangen 
Sie an: jetzt, hier, und wenn es nur an 
einer kleinen Stelle ist. Sie verändern 
damit Ihr Leben. Das ist nicht leicht, 
aber auch nicht unmöglich“, sagte er. 
Es gehe jetzt auch nicht mehr um die 
Frage, ob man alt sei oder nicht, denn 
das „entscheiden immer noch Sie und 
niemand sonst!“

GdP-Vize Jörg Radek verabschiedet Kollegen aus dem Bundessenio-
renvorstand: (v.l.) Klaus-Peter Leiste, Artur Jung, Rainer Blatt, Frank 
Poster und Michael Reinke.                        Foto: GdP/Hagen Immel
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Verhandlungslei-
tung mit ruhiger 
Hand: (v.l.) 
Matthias Pusch, 
Renate Zandel und 
Volker Zeidler. 
Und weiter im Bild, 
Hermann Reissig 
(Bundessenioren-
vorstand). 

Fotos (6): 
GdP/Hagen Immel

„Die Seniorenarbeit in unserer GdP ist ein 
Aktivposten“, betonte der GdP-Bundesvor-
sitzende Oliver Malchow.

GdP-Bundesseniorenvorsitzender Winfried 
Wahlig kündigte an: „Wir beobachten den 
digitalen Wandel mit wachen Augen.“

Aktuelle politische Kommentare am Rande der Seniorenkonferenz.

Rege Debatte um stärker gewichtete Seniorenarbeit. 
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Vielfalt ist unsere Einzigartigkeit.
Erfahrung unsere Stärke.
Seit über 20 Jahren kombinieren wir aktuelle und bewährte Therapie-
verfahren der Psychotherapie, der Schulmedizin, des Gesundheitssports
und der Naturheilkunde zu einer Ganzheitsmedizin, die zum Ziel hat,
Körper, Geist und Seele wieder in eine gesunde Balance zu bringen.
So können eigene Fähigkeiten und Ressourcen wiederentdeckt, Selbst-
heilungskräfte frei entfaltet werden und zur Heilung beitragen.

Weitere Informationen zu unseren Spezialkonzepten z.B. bei Tinnitus,
Depression, Burnout oder Angsterkrankungen erhalten Sie unter
www.habichtswaldklinik.de oder gebührenfrei* unter 0800 890 11 00.
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Habichtswald-Klinik,Wigandstraße 1, 34131 Kassel-BadWilhelmshöhe

Anzeige

„Wer, wenn nicht wir!“

Der Hamburger Polizeibeamte 
Niels Sahling ist der neue GdP-Bun-
desjugendvorsitzende. Der 28-jährige 
Schutzpolizist, der zurzeit die Ausbil-
dung für den gehobenen Polizeidienst 
absolviert, setzte sich bei der 15. GdP-
Bundesjugendkonferenz im April in 
Potsdam im Wettbewerb um die meis-
ten Delegiertenstimmen mit 55 zu 47 
gegen den Hessen Christoph Möhring 
durch. In weiteren Wahldurchgängen 
komplettierten die bundesweit in die 
brandenburgische Landeshauptstadt 
angereisten jungen Gewerkschaf-
ter den neuen Geschäftsführenden 
Bundesjugendvorstand: Der Bremer 
Ramin Kalali Emghani, bislang stell-
vertretender Kassierer, und Michael 
Flis (Rheinland-Pfalz), bisher stellver-
tretender Schriftführer, wurden in das 
Amt des stellvertretenden Vorsitzen-
den gewählt. Neu im Geschäftsfüh-
renden Bundesjugendvorstand und 

ebenfalls Vize sind Anna Maria Rasch-
ke (Hessen) und der Bundespolizist 
Martin Friese. 

Das Amt des Kassierers übernahm 
der Niedersachse Felix Rößger, ihn 
unterstützt Maria Arndt aus Mecklen-
burg-Vorpommern als Stellvertreterin. 
Christian Ehringfeld (Bundeskrimi-
nalamt) erhielt das Delegierten-Ver-
trauen für das Amt des Schriftführers. 
Sein Stellvertreter ist der Nordrhein-
Westfale Christian Emmerich. Alle 
vier bekleiden erstmals ein Amt im 
Geschäftsführenden GdP-Bundesju-
gendvorstand.

Komolka appelliert an             
Verantwortungsbewusstsein    

der Jungen 

Zuvor hatte sich der scheidende 
GdP-Bundesjugendvorsitzende, Kevin 
Komolka, mit eindringlichen Worten 
an die 104 Delegierten gewandt. „Die 
Polizeien des Bundes und der Länder 
gehen derzeit glücklicher- und not-
wendigerweise endlich wieder den 
Weg nach vorne und stellen vermehrt 
Nachwuchs ein. Doch auch wenn der 
Polizeiberuf in vielen Umfragen einer 
der beliebtesten bei jungen Menschen 
ist, so ist die Ressource Mensch ir-
gendwann erschöpft und man muss 
sich kritisch die Frage stellen, ob aus-
schließlich Masse die Polizei stärkt 
oder ob auch eine gewisse Qualität 
vorhanden sein muss“, betonte Ko-
molka. „Wer, wenn nicht wir!” seien 
gefragt, dass die Zugangsvorausset-
zungen in den Polizeiberuf auf einem 
hohen Niveau gehalten werden. Es 
wäre falsch, so der ehemalige GdP-Ju-

gendchef, nur um Zahlen zu erfüllen, 
unbedacht Kriterien abzusenken. Er 
bekräftigte die Mahnung der JUNGEN 
GRUPPE (GdP), bundeseinheitliche 
Mindeststandards für Bewerberinnen 
und Bewerber sowie einheitliche Aus-
wahlverfahren einzuführen. Kontra-
produktiv sei es zudem, wenn sich die 
Behörden der Länder und des Bundes 
noch gegenseitig mit dem Werben für 
und mit ihren eigenen Polizeien, den 
individuellen Karrierechancen und 
eventuell besserer Besoldung torpe-
dierten. 

Komolka versprach, dass die JUNGE 
GRUPPE (GdP) auch künftig dafür 
kämpfen werde, dass „Gewalt uns 
gegenüber nicht toleriert oder sogar als 
normal betrachtet wird“. Und zwar we-
der von denjenigen, „die uns Gewalt 
antun, noch von politisch Verantwort-
lichen oder der Justiz, die eigentlich 
hinter uns stehen und uns den Rücken 
stärken sollten, und schon gar nicht 
von denjenigen, die über einen fried-
lichen Verlauf einer Veranstaltung 
berichten, wenn ‚nur‘ zwei Beamte 
verletzt wurden“.

Der Niedersachse appellierte an die 
Delegierten, sich weiterhin mit der 
Geschichte des eigenen Berufsstandes 
auseinanderzusetzen. Wenn es eine 
Lehre aus der NS-Zeit gebe, dann sei 
es die, dass Parteien, die wieder völ-
kisch denken und Rassenpolitik ma-
chen, in Deutschland niemals mehr 
eine politische Bedeutung gewinnen 
dürften! Komolka sagte: „Wir alle hier 
wissen, dass wir nicht verantwortlich 
sind für das, was damals geschehen ist, 
aber ‚Wer, wenn nicht wir!‘ sind dafür 
verantwortlich, dass es nie wieder ge-
schieht.“ >

PERSONENGRUPPENKONFERENZEN
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Jugendorganisation muss            
eigene Identität haben und         

unkonventionell sein

GdP-Vize Dietmar Schilff, im Ge-
schäftsführenden GdP-Bundesvor-
stand für die Jugendarbeit verant-
wortlich, lobte in seiner Rede, dass 
die JUNGE GRUPPE (GdP) sich in den 
vergangenen vier Jahren mit brisanten 
gesellschaftlichen Themen auseinan-
dergesetzt, wichtige Merkpunkte ge-
setzt und gute inhaltliche Forderungen 
auch zur Verbesserung der Polizeiaus-
bildung sowie der Einsatztätigkeit ein-
gebracht habe. „Damit wurde auch die 
GdP als Gesamtorganisation gefordert, 
die aber durch ständigen Austausch 
und Absprache die Ideen der JUNGEN 
GRUPPE (GdP) mitgetragen und un-
terstützt hat“, betonte Schilff.

Der Gewerkschafter, der Chef des 
GdP-Landesbezirks Niedersachsen ist, 
berichtete von einem Seminar in Kra-
kau mit dem Besuch des Konzentra-
tionslagers Auschwitz/Birkenau, das 
ihm in „eindrucksvoller und nach-
haltiger Erinnerung“ geblieben sei: 
Schilff betonte: „Die Auseinanderset-

zung mit der deutschen Geschichte 
ist auch eine Beschäftigung mit den 
damaligen Sicherheitskräften, somit 
auch mit der Polizei. Dieses Beschäfti-
gen mit der Vergangenheit muss kon-
sequenter Bestandteil der polizeilichen 

Ausbildung bleiben. Man muss wissen, 
woher man kommt, damit die Zukunft 
gestaltet werden kann und damit man 
widerstandsfähig bleibt gegenüber 
negativen Populismus, einfachen Paro-
len, Ausgrenzung, Fremdenfeindlich-
keit und Rassismus.“ Er betonte, wie 
wichtig es sei, als Jugendorganisation 
eine eigene Identität zu haben und 
„sich auch manchmal unkonventionell 
mit seinen Forderungen und Gedan-
ken einzubringen“.

Politisches Engagement wirkt 
in das Gemeinwesen

Der GdP-Bundesvorsitzende Oliver 
Malchow würdigte in seinen Worten 
die engagierte Arbeit der JUNGEN 
GRUPPE (GdP) in Bund und Ländern. 
„Ihr bringt Euch in jungen Jahren be-
reits aktiv ein, Ihr seid politisch und 
engagiert Euch für das Gemeinwe-
sen. All dies trägt dazu bei, dass wir 
eine bürgernahe Polizei sind und auch 
bleiben.“ 

Der große Anteil junger Polizei-
beschäftigter in der GdP verdeutliche 
das Interesse an Gewerkschaftsarbeit. 
Malchow verwies darauf, dass die GdP 
die einzige Gewerkschaft im DGB 
sei, die kontinuierlich wachse. Das 
sei zwar eine gute Nachricht für die 
GdP, veranlasse aber zu einem sorgen-
vollen Blick auf die Entwicklung der 
Arbeitnehmervertretungen generell. 
„Beschäftigte brauchen starke Ge-
werkschaften. Umso wichtiger ist es, 

GdP-Chef Oliver Malchow beglückwünscht den Bremer Kollegen und JUNGE-GRUPPE-Vize 
Ramin Kalali Emghani zu seinem Wahlergebnis.                     Fotos (2): GdP/Hagen Immel

Der neue Geschäftsführende GdP-Bundesjugendvorstand: (v.l.) Ramin Kalali Emghani (Bre-
men), Christian Ehringfeld (Bundeskriminalamt), Felix Rößger (Niedersachsen), Anna Maria 
Raschke (Hessen), Christian Emmerich (Nordrhein-Westfalen), Niels Sahling (Hamburg), 
Martin Friese (Bundespolizei) und Maria Arndt (Mecklenburg-Vorpommern). Nicht auf dem 
Bild: Michael Flis (Rheinland-Pfalz).



 5 – 2018 DEUTSCHE POLIZEI    17

PERSONENGRUPPENKONFERENZEN

dass wir alle demokratischen Gewerk-
schafterinnen und Gewerkschafter zu-
sammenstehen.“ Wie wichtig dies sei, 
verdeutlichte Malchow am Beispiel der 
Gewalt gegen die Polizei. Jahrelanges 
Dicke-Bretter-bohren habe letztlich 
dazu geführt, dass eine wichtige Ge-
setzesänderung für einen besseren 
Schutz von Polizistinnen und Polizisten 
Realität wurde. „Auch Ihr habt mit 
Eurer Kampagne ‚AUCH MENSCH‘ 
maßgeblich zu diesem großen Erfolg 
beigetragen. Ihr habt da nicht locker 
gelassen und mit uns zusammen viel 
erreicht. Danke dafür“, sagte er. 

Gemeinsam für ein klares         
Bekenntnis gegen Gewalt

„Ihr seid ein elementarer Bestandteil 
der Gewerkschaftsjugend und leistet 
einen wichtigen Bestandteil zu den 

gesellschafts- und gewerkschafts-
politischen Debatten innerhalb der 
DGB-Jugend“, sagte die DGB-Bun-
desjugendsekretärin Manuela Conte. 
„So werden wir auf dem DGB-Bun-
deskongress im Mai gemeinsam als 
Jugend für unsere Themen einstehen“, 
betonte die Gewerkschafterin und 
fügte hinzu: „Wir fordern beispiels-
weise ein klares Bekenntnis gegen 
Gewalt! Gewalt gegenüber Polizeibe-
amtinnen und Polizeibeamten sowie 
gegenüber Einsatzkräften. Wir fordern 
gute Ausbildung, ausreichend Perso-

nal, die permanente Verbesserung von 
Ausrüstung und Ausstattung.“ Denn 
Gewalt sei ein ständiger Begleiter im 
Berufsalltag von Polizisten. Gewalt 
und Gewalterfahrungen dürften nicht 
toleriert oder gar als normal betrachtet 
werden.

Hausaufgabenpaket                    
an die Politik

Ein wahres Aufgabenpaket haben 
die Delegierten in Form einer um-
fangreichen Resolution übermittelt. 
So forderten sie „sich klar gegen Ge-
walt gegenüber Polizeibeamtinnen 
und Polizeibeamten sowie gegenüber 
Einsatzkräften der Feuerwehr und 
der Rettungsdienste zu positionieren“ 
sowie Ausstattung und Ausrüstung 
permanent zu modernisieren und zu 
verbessern. Neben einer nachhaltigen 

personellen Stärkung der Polizei zur 
künftigen Aufrechterhaltung der Ar-
beitsfähigkeit sprachen sich die Dele-
gierten dafür aus, die Zulassungsvor-
aussetzungen und Auswahlkriterien 
für Polizei-Bewerberinnen und -Be-
werber nicht herabzusetzen sowie 
diese bundesweit zu vereinheitlichen. 

Ebenfalls müssten Maßnahmen zur 
Vereinbarkeit von Familie, Pflege und 
Beruf im öffentlichen Dienst konse-
quent und schnellstmöglich umgesetzt, 
die wöchentliche Arbeitszeit verkürzt 
und familienfreundliche Arbeitszeit-

modelle etabliert werden. „Ziel muss 
es sein, dass beide Elternteile ihrem 
Beruf weiter nachgehen und gleichzei-
tig den Bedürfnissen der Familienmit-
glieder gerecht werden können, ohne 
beruflichen Nachteile zu erfahren und 
Mehrbelastungen für anderen Kolle-
ginnen und Kollegen entstehen zu las-
sen“, hieß es in dem Positionspapier. 

Ein wichtiger und verpflichtender 
Ausbildungsinhalt soll nach Auffas-
sung der JUNGEN GRUPPE (GdP) die 
Aufarbeitung der Rolle und Funktion 
der Polizei im NS-Staat sein. Die Dele-
gierten forderten die Bundesregierung 
und die Landesregierungen auf, „die 
politische und zeitgeschichtliche Bil-
dungsarbeit innerhalb der schulischen 
und beruflichen Bildung zu stärken, 
neue Bildungsformate anzubieten und 
die Erinnerungskultur an das Unrecht 
des Nationalsozialismus weiterzuent-
wickeln sowie die Zusammenarbeit 
zwischen staatlichen und privaten In-
stitutionen zu intensivieren und die 
bisherigen Erfahrungen in der Präven-
tions- und De-Radikalisierungsarbeit 
systematisch fortzuentwickeln“.

Bildung und noch einmal         
Bildung

Das muss dem Direktor der Hoch-
schule der Polizei Rheinland-Pfalz, 
Friedel Durben, Wasser auf die Müh-
len gewesen sein. In seinem Vortrag 
brach er eine Lanze für mehr Bildung 
in der Polizei. Durben plädierte für 
eine neue „Bildungsoffensive Polizei 
2025“. „Nur eine gut ausgebildete 
Polizei kann ihre Funktion als Kon-
fliktmanager erfüllen, um öffentliche 
Sicherheit und gesellschaftlichen 
Frieden zu schützen“, betonte er in 
einer seiner Thesen und warb bei den 
Delegierten um gewerkschaftspoli-
tische Unterstützung. Die Investition 
in Bildung habe sich für die Polizei 
bereits gelohnt, sagte er und erklärte: 
„Bildung war noch nie so wichtig wie 
heute.“

Engagierter Polit-Talk

Mangelnde Rückendeckung von 
Politik und Justiz beklagten viele 
der Delegierten in einem lebhaften 
„Polit-Talk“ mit Spitzenvertretern der 
Jugendorganisationen der Parteien. 
Moderiert wurde die Runde durch den 
Journalisten Christoph Tiegel. Leicht 
hatten es Linda Teuteberg, migrati-

Großer Applaus für den scheidenden GdP-Bundesjugendvorsitzenden Kevin Komolka. 
Im Hintergrund sein Nachfolger Niels Sahling.                                Foto: GdP/Hagen Immel
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onspolitische Sprecherin der FDP-Bun-
destagsfraktion, Stephan Schumann, 
stellvertretender Bundesvorsitzender 
der Jungsozialisten (Jusos), und Max 
Lucks, Bundessprecher der Grünen 
Jugend, nicht. Sie schlugen sich aber 
tapfer: so urteilten im Nachgang Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer. Denn: 
der Politiker-Nachwuchs musste sich 
von ihren Altersgenossinnen und -ge-
nossen viel Kritik anhören.

Aber immerhin hatten sie sich der 
Diskussion auf dem GdP-Bundesju-
gendkongress gestellt, andere taten 
es nicht. So hatte die Jugendorgani-
sation der Partei Die Linke auf eine 
entsprechende Einladung nicht re-
agiert, die Union teilte mit, dass sie 
leider niemanden gefunden hätten, 
den sie aus dem Jugendbereich zur 
GdP schicken konnte. Der neue GdP-
Bundesjugendvorsitzende Sahling 
betonte, dass gerade die jungen Kol-
leginnen und Kollegen insbesondere 
bei Demonstrationseinsätzen auf Ju-
gendorganisationen von Parteien und 
Gewerkschaften träfen. Sie vermissten 
dabei oft eine klare und nicht nur ver-
bale Abgrenzung von jenen, die sie 
„mit Steinen und Flaschen bewerfen, 
Polizeiketten durchbrechen und De-
monstrationsstrecken blockieren“. Die 
jungen Polizistinnen und Polizisten 
verspürten ein generelles „Grundmiss-
trauen“ gegenüber ihrer Arbeit durch 
Organisationen und Institutionen.

Zahlreiche Anträge beraten

Rund 70 Anträge hatten den De-
legierten zur Beratung vorgelegen. 
Mit großen Mehrheiten beschlossen 
die jungen Polizeibeschäftigten unter 
anderem die Forderung einer finan-
ziellen und sozialen Entlastung ihrer 
in Ballungsräumen dienstleistenden 
Kolleginnen und Kollegen. „Wenn von 
ihnen verlangt wird, in der Nähe des 
Dienstortes zu wohnen, dann sollten 
zwangsläufige Mehrbelastungen zu-
mindest gemildert werden“, betonte 
Sahling. Um im Wettbewerb um gutes 
Personal mit privaten Unternehmen 
konkurrieren zu können, seien bei-
spielsweise angemessene Ortszuschlä-
ge, ein Kaufkraftausgleich oder die 
Errichtung einer echten Wohnungs-
fürsorge für Länder- und Bundesbe-
schäftigte erforderlich. 

Hohe Belastungen bei der Sachbe-
arbeitung von Kinderpornografie-De-
likten sollen auf ein Mindestmaß ge-
senkt werden. Sahling sagte: „Die bei 

der sogenannten Vollauswertung ein-
gesetzten Kolleginnen und Kollegen 
befinden sich in einer extremen und 
dauerhaft anhaltenden Belastungssitu-
ation. Wir sind davon überzeugt, dass 
der Einsatz moderner und geeigneter 
Analysetechnik wirksam helfen kann, 
diese drastischen Arbeitsbedingungen 
spürbar zu verbessern.“

Die Kolleginnen und Kollegen for-
derten weiterhin eine deutliche Stär-
kung der Präventionsarbeit sowie eine 
konsequentere Bekämpfung der so-
genannten Clankriminalität. „Präven-
tion ist die vornehmste Aufgabe aller 
Polizeien hierzulande. Es ist höchste 
Zeit, dass das in Schieflage geratene 
Verhältnis von Gefahrenabwehr und 
Strafverfolgung wieder in eine Balance 
zu bringen. Damit könnten wir auch 
dem latenten Vorwurf aus Teilen der 
Bevölkerung, die Polizei würde Kri-
minalität nur noch verwalten, endlich 
wieder wirksam begegnen. Wir sind 
zudem überzeugt davon, dass spür- 
und sichtbare Prävention das subjek-
tive Sicherheitsempfinden in der Ge-
sellschaft erheblich verbessert“, sagte 
Sahling. Auch das individuelle Risiko, 
Opfer einer Straftat zu werden, könne 
verringert werden. Der GdP-Jugend-
chef fügte hinzu: „Dazu kann jeder 
selbst etwas beitragen, wenn sie oder er 
erst einmal wissen, wie das gehen kann. 
Die zunehmende Selbstbewaffnung mit 
Tierabwehrsprays oder Schreckschuss-
pistolen führt jedenfalls in die falsche 
Richtung und kann gefährlich werden.“ 
Die jungen Gewerkschafter schlugen 
vor, verstärkt Seminarangebote an In-
teressierte zu richten, bei denen über 
Hinweise, Tipps oder Strategien aus-
führlich informiert werde. Wirksam 
seien weiterhin öffentliche Warnhin-
weise, die Menschen auf Gefahren 
hindeuten oder sie dafür sensibilisieren 
würden. Zudem sollte von Seiten der 

Polizei auch eine intensivere Zusam-
menarbeit mit anderen Behörden wie 
den Ämtern für Verbraucherschutz 
angestrebt werden.

Vor dem Hintergrund des offenbar 
von kriminellen Großfamilien- und 
Clanstrukturen ausgehenden zuneh-
menden Bedrohungs- und Gefah-
renpotenzials forderte die JUNGE 
GRUPPE (GdP) konsequente Struk-
turermittlungen und neue Konzepte 
zur Bekämpfung solcher Tätergruppie-
rungen. Eingebunden werden sollten 
Ämter, Staatsanwaltschaften oder 
Schulen. „Bisher gibt es keine bun-
desweit abgestimmte Vorgehensweise 
gegen die Clans. Daher ist ein mit der 
Justiz und den Städten wie Kommunen 
abgestimmtes Strukturermittlungs- 
und Bekämpfungskonzept, um der 

Entstehung oder Verfestigung krimi-
neller Strukturen wirksam begegnen 
zu können, dringend erforderlich“, 
verdeutlichte Sahling.

Polizeiliche Einsatzfahrzeuge sollen 
nach dem Willen der Gewerkschaf-
ter in „mobile Büros und interaktive 
Funkstreifenwagen“ umgewandelt 
werden. Navigationsgeräte, Bordcom-
puter oder Laptops mit Schnittstellen 
zu Intranet und Abfragesystemen, Dru-
cker, dienstliche Mobilfunkgeräte und 
Smartphones, Bordcams und Body-
cams, EC-Kartenlesegeräte, Ausweis- 
und Kennzeichenlesegeräte sollten 
Standard sein. Weiterhin müsste jede 
im operativen Dienst eingesetzte Kol-
legin und jeder Kollegen mit entspre-
chendem Erste-Hilfe-Material zur 
Erstversorgung auch von verletzten 
Kolleginnen und Kollegen ausgestattet 
werden. So könnten die Kräfte verletz-
te Personen bis zum Eintreffen von 
Rettungskräften beispielsweise auch 
bei Schussverletzungen ohne großen 
Zeitverzug bereits erstversorgen.

mzo

GdP-Vize Dietmar Schilff: Eigene Identität 
besitzen und unkonventionell sein. 
	       Fotos (2): GdP/Hagen Immel

DGB-Bundesjugendsekretärin Manuela 
Conte: Gemeinsam gegen Gewalt. 
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Zahlreiche Anträge wurden beraten und beschlossen.
Fotos (5): GdP/Hagen Immel

Polit-Talk: (v.l.) Linda Teuteberg, migrationspolitische Sprecherin 
der FDP-Bundestagsfraktion, Stephan Schumann, stellvertretender 
Bundesvorsitzender der Jungsozialisten (Jusos), Max Lucks, Bundes-
sprecher der Grünen Jugend, und dem GdP-Bundesjugendvorsitzenden 
Niels Sahling.

Friedel Durben, Direktor der Hoch-
schule der Polizei Rheinland-Pfalz: 
Bildung ist der Schlüssel für eine 
gute Polizei. 

PERSONENGRUPPENKONFERENZEN

Konzentrierte Atmosphäre bei 
Diskussionen und Wahlen.
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GEWALT IM
ÖFFENTLICHEN RAUM
Lehr- und Studienbriefe Kriminalistik/Kriminologie Nr. 23
Von Detlef Averdiek-Gröner, Udo Behrendes, Wolfgang Gatzke und Daniela Pollich.

Die innere Sicherheit in Deutschland scheint in Gefahr.
Prügelattacken, Messerstechereien, sexuelle Übergriffe,
Amokläufe und Terroranschläge – fast täglich wird über der-
artige Gewalttaten im öffentlichen Raum berichtet und eine
spürbare Verunsicherung, ja Angst vor ebendieser Gewalt
ist bei einer Vielzahl von Bürgerinnen und Bürgern zu re-
gistrieren.

Die Gewährleistung von Sicherheit vor Gewalt im öffentli-
chen Raum ist eine Kernfunktion des staatlichen Gewaltmono-
pols und damit eine Kernaufgabe der Polizei. Die Autoren die-
ses Buches greifen die sicherheitspolitisch relevanten Fragen
dieses Themas auf und analysieren diese in drei Themenkom-
plexen. Sie bieten damit für Ausbildung, Arbeitsalltag und
Führung in der Polizei dezidiert und praxisbezogen wichtige
polizeifachliche Orientierung.
 Der erste Teil eröffnet mit einer Analyse und Bewertung der

Kriminalitätsstatistiken im Hinblick auf die Entwicklung
der Gewaltkriminalität im öffentlichen Raum. Er beleuchtet
auch das intensiv diskutierte Thema Gewalt im Zusammen-
hang mit Zuwanderung und Asyl.

 Auf die Phänomene und Erklärungsansätze von Gewalt-
delikten im öffentlichen Raum geht der zweite Teil ein.
Die Autoren stellen dar, was Tatgelegenheiten ermöglicht
bzw. verhindert, wer Täter und wer Opfer sein kann. Es
werden verschiedene Modelle vorgestellt, um Tatorte von
Gewalthandlungen zu erklären. Zudem werden Mittel und
Methoden der Polizeiarbeit, wie dem Problem begegnet
werden kann, präsentiert und exemplarisch erläutert.

 Der dritte Teil beschäftigt sich einleitend mit dem statisti-
schen Material zur Gewalt gegen Polizeibeamte. Weiterhin
werden in dem Beitrag Maßnahmen diskutiert, wie Gewalt
in der polizeilichen Praxis reduziert werden kann. Dies
schließt u.a. die Diskussion um Bodycams und um eine
Vertrauens- und Fehlerkultur ein, aber auch Empfehlun-
gen, wie Teams zusammengestellt werden sollten.
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Blick sowie diverse Kurzübersichten. 
Nachschlagewerk zum täglichen Ge-
brauch.

Fahrerlaubnis-Recht
Überarbeitete Version mit einem in-

teraktiven Fahrerlaubnis-Finder.

Tatbestandskatalog
Überarbeitete Version mit verschie-

denen Suchfunktionen und Möglich-
keit der Einrichtung von Favoriten etc.

Gefahrgut
Überarbeitete Version zu Stoffdaten 

im Zusammenhang mit der Beförde-
rung gefährlicher Güter auf der Straße.

NauticDict
Digitales Wörterbuch deutsch/eng-

lisch im täglichen Dienst für Beam-
tinnen und Beamte der Wasserschutz-
polizei.				    kör

●Bekleidungen ● Textildruck / Textilveredlung
●Schuhe ●Dienstgradabzeichen
●Ausrüstungsgegenstände ●Abzeichen / Anfertigungen
●Kopfbedeckungen ●Vereinsbedarf

Bitte besuchen Sie auch unseren Webshop
www.tkbo.de

TKBO GMBH ● Karl-Friedrich-Straße 24 ● 44795 Bochum ● Email: info@tkbo.de ● Tel.: 0234/9409680

Anzeige

Die Version 2.0 enthält beim Start 
folgende Module:

 • Schichtdienstkalender, 
 • Streifenhelfer, 
 • Fahrerlaubnisrecht, 
 • Tatbestandskatalog, 
 • Gefahrgut, 
 • NauticDict.

Weitere Module und der Ausbau der 

Startschuss für neue GdP-App 2.0
Neue Wege geht die Gewerkschaft der Polizei (GdP) bei ihren App-Ange-
boten. Die im April auf der 15. GdP-Bundesjugendkonferenz in Potsdam 
vorgestellte GdP-App 2.0 löst die bisher unter dem Namen „GdP-Tools“ 
bekannte Anwendung ab. Die sogenannte Grüne App mit den Nachrich-
ten aus dem GdP-Bundesvorstand, den Landesbezirken und Bezirken soll 
Anfang Mai ebenfalls zum Angebot der GdP-App 2.0 gehören. 
Damit ist der im Sommer vergangenen Jahres gestartete zweite Anlauf 
für eine neue App erfolgreich zu Ende geführt worden. Die Zuständigkeit 
wurde damals zugleich in die Hände des stellvertretenden GdP-Bundes-
vorsitzenden Arnold Plickert und von Bundesgeschäftsführerin Alberdina 
Körner gelegt. Entwickelt wurde die App 2.0 in enger Zusammenarbeit 
mit dem Bremer Unternehmen neusta mobile solutions GmbH, das für die 
Herstellung und den Support zuständig ist. 

App sind geplant. Als nächstes werden 
die Module „Kfz-Kennzeichen“ und 
„News“ (bisherige „Grüne“ App) er-
gänzt. Je nach Einstellung erfolgt das 
Update automatisch oder der Nutzer 
bekommt einen Hinweis, dass ein Up-
date zur Verfügung steht. Wer bisher 
noch keine App installiert hatte, kann 
sie sich entweder im Apple-App-Store 
(für iOS Geräte) oder im Google Play 

NACHRICHTEN

Startschuss für die neue GdP-App: (v.l.) GdP-Vize Arnold Plickert, GdP-Bundesvorsitzender 
Oliver Malchow, Kai von Salzen (neusta mobile solutions GmbH) und App-AG-Kollege 
Heiko Müller (NRW). 				              Foto: GdP/Hagen Immel
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Weitere Informationen, Leseproben und Bestellmöglichkeit unter: www.vdpolizei.de

VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH
Buchvertrieb
Forststraße 3a . 40721 Hilden . Telefon 0211 7104-212 . Telefax 0211 7104-270
service@vdpolizei.de . www.vdpolizei.de

Band 1:
Grundlagen und Delikte gegen die Person
6. Auflage 2018
Umfang: 280 Seiten / Format: 16,5 x 24 cm, Broschur
Preis: 19,90 € [D] / ISBN 978-3-8011-0805-2

Band 2:
Delikte gegen das Vermögen und gegen
Gemeinschaftswerte
4. Auflage 2016
Umfang: 308 Seiten / Format: 16,5 x 24 cm, Broschur
Preis: 19,90 € [D] / ISBN 978-3-8011-0783-3

STRAFRECHT FÜR POLIZEIBEAMTE
Von Holger Nimtz.

DER AUTOR

Dr. Holger Nimtz, Leitender Regierungsdirektor. Leiter der
Abteilung Köln der Fachhochschule für öffentliche Verwaltung
NRW (FHöV NRW). Dozent für Straf- und Strafprozessrecht
sowie Eingriffsrecht an FHöV NRW.

Die vorliegenden Bände erfüllen alle Anforderungen
an ein Lehrbuch für die polizeiliche Ausbildung und das
polizeiwissenschaftliche Studium in Diplom- und Bache-
lorstudiengängen:

• Prüfungsschemata und Erläuterungen
• Definitionen
• Beispielsfälle
• Übersichten
• Vertiefungshinweisen für Selbststudium, Bachelor-

und Thesisarbeiten
• Leitentscheidungen der Gerichte
• Hinweise zu Übungsfällen
• Lernhilfen
Die komplexe Rechtsmaterie ist nach polizeilichen Be-

dürfnissen aufbereitet, ohne prüfungs- und praxisrelevante
Bereiche auszuklammern. Neben einer Themeneinführung
beinhaltet der Band 1 Grundsätzliches zur Straftat und De-
likte gegen Personen. Der Band 2 behandelt Delikte gegen
das Vermögen sowie Delikte gegen Gemeinschaftswerte.
Die übersichtliche, gut lesbare Darstellung ermöglicht eine
schnelle Einarbeitung in den Lehrstoff und eine effektive
Prüfungsvorbereitung. Somit ist das Werk ein idealer Be-
gleiter für Ausbildung, Studium und Praxis.

DP_0518_Nimtz Bd 1 und 2.pdf; s1; (210.00 x 280.00 mm); 05.Apr 2018 11:59:32; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien
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Fortsetzung von Seite 3
forum

LESERMEINUNG

Die Redaktion behält sich vor, 
Leserbriefe zu kürzen, um möglichst 
viele Kolleginnen und Kollegen zu 
Wort kommen zu lassen. Abge-
druckte Zuschriften geben nicht 
unbedingt die Meinung der Redak-
tion wieder. Anonyme Zuschriften 
werden nicht berücksichtigt.

Kontakt zur Redaktion:
	  
GdP-Bundesvorstand
Redaktion DEUTSCHE POLIZEI
Stromstraße 4 
10555 Berlin 
Tel.: 030/39 99 21-113
Fax: 030/39 99 21-200
E-Mail:  
gdp-pressestelle@gdp.de

Wie jeder durchschnittliche Bürger 
hatte und habe ich in meinem Leben 
selten, aber immer mal wieder Begeg-
nungen mit Polizistinnen und Polizisten. 
Mal mit einem gewissen Groll im Bauch 
(zu schnell gefahren und erwischt), mal 
mit einem tiefen Gefühl der Dankbarkeit 
(zehn Minuten nach einem Wohnungs-
einbruch). So ähnlich geht es sicher den 
meisten Bürgern. Wir freuen uns über 
ihren Schutz, wir ärgern uns, wenn wir 
auf Fehlverhalten hingewiesen werden. 
Noch weniger gern zahlen wir Straf-
zettel. Aber den meisten ist klar: Der 
Rechtsstaat heiß Rechtsstaat, weil er 
unsere Rechte garantiert. Ausführendes 
Organ sind dabei eben unsere Ord-
nungskräfte. Das muss mir als Bürger 
nicht immer gefallen. Aber es ist so. Und 
es ist gut so.

Als Gewerkschafter kommt für mich 
noch eine ganz besondere Komponente 
hinzu: Das Menschenrecht auf freie ge-
werkschaftliche Betätigung war in der 
deutschen Vergangenheit nicht immer 
selbstverständlich, es ist eine ganz we-
sentliche Errungenschaft unserer freien, 
demokratischen Gesellschaft. Die Ge-
schichte der Gewerkschaftsbewegung 
hat gezeigt, dass freie Gewerkschaften 
nur in einem demokratischen Rechts-
staat existieren können. Und sie hat 
gezeigt, dass dieser Rechtsstaat sich 
gegen alle Bestrebungen, ihn auszuhöh-
len oder gar abzuschaffen, verteidigen 
können muss.

Deshalb ist es gut, dass es eine enga-
gierte Gewerkschaft der Polizistinnen 
und Polizisten gibt. Und es ist gut, dass 
sie als Einzelgewerkschaft Mitglied im 
Deutschen Gewerkschaftsbund ist.

Doch Polizistinnen und Polizisten 
schützen nicht nur den Rechtsstaat, son-
dern auch die Bürger. Der Dienst am 
Bürger ist eine der vornehmsten Aufga-
ben unserer Kolleginnen und Kollegen 
in der Gewerkschaft der Polizei. Dies 
haben Sie gemeinsam mit Erziehern, 
Krankenpflegern. Feuerwehrleuten, 
Lehren und Mitarbeitern der öffentli-
chen Verwaltungen.

Sie alle haben unseren besonderen 
Respekt verdient und in Ausübung Ihres 
Amtes auch unseren besonderen Schutz. 
Sie haben es dagegen nicht verdient, 
in Ausübung ihres Amtes beschimpft, 

Zu: GdP distanziert sich von 
Entscheidung des DGB Hessen-

Thüringen, DP 3/18

bespuckt oder gar körperlich bedroht 
zu werden.

Unser gemeinsamer Dachverband, 
der Deutsche Gewerkschaftsbund 
(DGB), hat sich hier immer wieder klar 
positioniert. Angesichts der Zunahme 
von Gewalt und Missachtung gegen-
über unseren GdP-Kollegen von Grup-
pen aus verschiedenen Rändern unserer 
Gesellschaft sollte diese Positionierung 
in Zukunft noch deutlicher erfolgen.

Polizistinnen und Polizisten sind Ar-
beitnehmer. Sie gehören in den DGB. 
Sie sind aber auch Arbeitnehmer mit 
besonderen Aufgaben und Anspruch 
auf besonderen Respekt. Die IG BCE 
als Partnergewerkschaft im DGB ver-
urteilt entscheiden alle Aktivitäten und 
Äußerungen, die unseren Kolleginnen 
und Kollegen der Polizeigewerkschaft 
diesen Respekt versagen. Wir verurtei-
len ebenso entschieden jeden Versuch 
von Gruppen unterschiedlicher extre-
mistischer Ausrichtung, unter dem Dach 
des DGB oder gar unter Nutzung dessen 
Ressourcen verbale oder gar körperliche 
Angriffe gegen unsere Kollegen zu rea-
lisieren. Das widerspricht dem Anspruch 
und der Satzung sowohl des Deutschen 
Gewerkschaftsbundes als auch jeder 
seiner Einzelgewerkschaften.

Mit dem Schutz unseres Rechtsstaates 
schützen Polizistinnen und Polizisten 
auch die Grundlagen für eine freie und 
unabhängige gewerkschaftliche Tätig-
keit. Das wissen wir, das schätzen wir, 
und dafür sagen wir. Danke!

Volker Weber, Landesbezirksleiter 
Hessen-Thüringen der IG Bergbau, 

Chemie, Energie

Oder auf Klardeutsch: Mit dem Rücken 
an der Wand. Dienstverrichtung mit 
absoluter Mindeststärke ist an der Ta-
gesordnung. Überstundenberge, stän-
dige Sonderdienste, Sondereinsätze, 
Urlaubsvertretungen sind Fakt. Wie soll 
da Belastung und Stress vermieden und 
eine EU-Gesundheitsrichtlinie umge-
setzt werden?

Nach 38 Polizeidienstjahren befürchte 
ich, dass sich junge Leute künftig auf 
dem Arbeitsmarkt eher anderweitig 
umsehen und dem Polizeiberuf nur 
noch wenig Beachtung schenken. In 
gewissem Maß kann ich das aber auch 
verstehen.

Markus Knorr, Oberthal/Steinberg

Zunächst gratuliere ich gern 
„meinem“ ehemaligen Landes- und 
Bundesvorsitzenden Hermann Lutz 
ganz herzlich zum 80. und wünsche ihm 
Gottes Segen. Die Überschrift „DURCH 
BETEN VERÄNDERST DU NICHTS“ 
kann ich allerdings nicht unkommen-
tiert stehen lassen. Ich selbst – und mit 
mir unzählige Christen – haben die ge-
genteilige Erfahrung gemacht: Beten 
verändert die Welt!

In der Bibel werden wir mehrfach 
deutlich aufgefordert, mit Gott in Kon-
takt zu treten. Das ist möglich, weil Gott 
kein ferner Gott ist, der sich nicht um 
uns kümmert, sondern schon durch ei-
nen einfachen Gedanken erreichbar ist. 
„Ein einziger dankbarer Gedanke gen 
Himmel ist das vollkommenste Gebet.“ 
Diesen Spruch setze ich immer wieder 
für mich in die Tat um. Gott ist ein lie-
bender Vater, dem das Ergehen seiner 
Kinder am Herzen liegt. Jesus selbst hat 
uns beten gelehrt, indem er uns das „Va-
ter unser“ schenkte – für mich übrigens 
das stärkste Gebet!

Mein persönliches Leben wurde sicht-
bar durch Gebet verändert. So kann ich 
von mindestens zwei Krankenheilungen 
berichten, aber auch von göttlichen 
Führungen im Privat- und Berufsleben. 
Gottes Wort sagt in Psalm 37,5: „Über-
lass dem Herrn die Führung deines Le-
bens und vertraue ihm, er wird´s richtig 
machen.“ (Übersetzung Neues Leben). 
Wer das Gebet praktisch erleben will, 
dem empfehle ich den Besuch der Grup-
pen- und Impulsabende der Christlichen 
Polizeivereinigung e.V. (CPV) – www.
cpv-online.org.    

                         Gerald J. Wick, Plön

Zu:  Interview mit Hermann 
Lutz, DP 4/18
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Buchtipps

Neues aus der Wissenschaft

Bestellen
Sie heute

Ihr Abonnement
forum kriminal-

prävention um besser
informiert zu sein.
Als Dankeschön für Ihre
Bestellung erhalten Sie diese
LED-Lampe für Ihren
Schlüsselbund, die Sie auf
jeden Fall behalten dürfen.
Weitere Informationen über
die Zeitschrift und die
Stiftung erhalten Sie auf
www.vdpolizei.de
(auch online-Bestellungen)

Name, Vorname Firma, Abteilung

Straße/Hausnummer Plz, Ort

Telefon/Telefax E-Mail

Datum, Ort 1. Unterschrift

Vertrauensgarantie: Ich weiß, dass ich meine Bestellung innerhalb der folgenden zwei
Wochen schriftlich beim VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR GMBH, Anzeigenverwaltung,
Forststr. 3a, 40721 Hilden, widerrufen kann und bestätige dies durch meine zweite
Unterschrift. Zur Fristwahrung genügt die rechtzeitige Absendung.

Datum, Ort 2. Unterschrift

Aktuelle Präventionsthemen für Sie beleuchtet –

forum kriminalprävention für nur
19,-€

Bitte senden Sie mir die Fachzeitschrift „forum kriminalprävention“ zum Jahresabonnementpreis
von 19,- € inkl. MwSt. zzgl. 5,- € Versandkosten zu. Erscheinungsweise: 4 Ausgaben/Jahr

Kommunale Prävention
Sicherheitstechnik

Gewalt an Schulen

Prävention in Europa

Jugenddelinquenz

Erziehung und Pädagogik

EinbruchspräventionEvaluation
jährlich,

zzgl. Versandkosten

Die Fachzeitschrift „forum kriminalprävention“ erscheint 4 x jährlich (März, Juni, September,
Dezember). „forum kriminalprävention“erscheint beim VERLAG DEUTSCHE POLIZEILITERATUR
GMBH Anzeigenverwaltung und wird von dort als Jahresabonnement bezogen. Das
Abonnement bezieht sich auf ein volles Kalender-jahr und verlängert sich automatisch um
ein weiteres Jahr, wenn nicht bis 30.06. zum Jahresende eine Kündigung erfolgt. Der Abo-
Jahres-Preis beträgt 19,- € inkl. MwSt. zzgl. 5,- € Versandkosten. Einzelheftpreis: 5,- € inkl.
MwSt. zzgl. Versandkosten.

Forststraße 3a � 40721 Hilden
Telefon 0211 7104‐188 � Telefax 0211 7104‐4188
www.VDPolizei.de

forum kriminal-
prävention

Zeitschrift der Stiftung Deutsches Forum für Kriminalprävention

www.forum-kriminalpraevention.de

Abowerbung fkp in DP 2015.pdf; s1; (210.00 x 280.00 mm); 09.Jan 2018 17:23:12; PDF-CMYK ab 150dpi für Prinergy; L. N. Schaffrath DruckMedien
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THOMAS BROCKHAUS
        Automobile und mehr

Wir liefern Fahrzeuge fast aller
Fabrikate mit TOP RABATTEN.
Inzahlungnahme möglich.

Informieren Sie sich!

www.fahrzeugkauf.com

Telefon: (02207) 76 77
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Anzeige

56 Anträge berieten und beschlossen 
die Delegierten. Schwerpunkte wa-
ren die Erhöhung der Attraktivität des 
Dienstes zu ungünstigen Zeiten und 
Fragen der Ausrüstung und Ausstat-
tung der Polizei.

Der Präsident des Thüringer Amtes 
für Verfassungsschutzes, Stephan J. 
Kramer, betonte in seiner Festrede 
die Notwendigkeit einer engen Zu-
sammenarbeit zwischen Polizei und 
Nachrichtendiensten, um den aktu-
ellen Gefahren für die Demokratie in 
Deutschland und in Thüringen wir-
kungsvoll begegnen zu können. „Jen-
seits unserer gemeinsamen Aufgabe als 

Kai Christ als Thüringer GdP-Chef bestätigt
Kai Christ wurde von den Delegierten des 8. Landesdelegiertentages der 
Gewerkschaft der Polizei (GdP) Thüringen Ende März in Oberhof mit über-
wältigender Mehrheit im Amt des Landesvorsitzenden bestätigt. Auch 
Landesvize Wolfgang Gäbler erhielt erneut das Vertrauen der Thüringer 
Gewerkschafter. Neu als Stellvertreter sind hingegen Andrea Eckhardt als 
Verantwortliche für den Tarifbereich und Thomas Müller. Die Kassenge-
schäfte führt weiterhin Kerstin Henniger und wird dabei von Lutz Bernsdorf 
unterstützt. Schriftführer bleibt Daniel Braun. Jana Henschel geht in ihre 
erste Amtszeit als stellvertretende Schriftführerin des Landesbezirks.

Angehörige der Sicherheitsbehörden 
sind wir alle auch einfach Bürgerinnen 
und Bürger in diesem Land, die sich zu-
weilen mit den gesellschaftlichen und 
politischen Fragen des Alltags kritisch 
und sorgenvoll beschäftigen und dazu 

gehört auch die Frage nach der Balan-
ce zwischen Freiheit und Sicherheit in 
einer offenen, demokratischen Gesell-
schaft“, betonte Kramer. Die Behörden 
hätten die Verpflichtung, Extremisten 
und Verfassungsfeinde unter Kontrolle 
zu halten, um die Rechte verfassungs-
konformer Bürger zu gewährleisten. 
„Aber“, fügte er hinzu, „man muss uns 
unsere Arbeit auch machen lassen!“

Richtung stimmt

Der alte und neue GdP-Chef Christ 
stellte fest, dass die Einstellungszahlen 
in Thüringen auch aufgrund des nach-
drücklichen Engagements der GdP 
wieder stiegen und dadurch in zwei 
bis drei Jahren wieder eine Personal-
mehrung möglich werden könne. Er 
verwies jedoch mahnend auf den Perso-
nalrückgang bei Verwaltungsbeamten 
und Tarifbeschäftigten. Christ betonte, 
dass der Freistaat als Arbeitgeber der-
zeit nicht sonderlich attraktiv sei. Trotz 
Facharbeiterabschluss würden Tarifbe-
schäftigte nur in die E3 eingruppiert. 
Diese Beschäftigten seien zwar für 
höherwertige Tätigkeiten qualifiziert, 
diese könne und dürfe ihnen wegen 
fehlender Haushaltsmittel jedoch nicht 
zugewiesen werden. Schichtdienst und 
Dienst zu ungünstigen Zeiten seien 
ebenfalls nicht sonderlich anziehend. Er 
forderte schnelle Veränderungen und 
verwies auf das Beispiel des Bundes 
und auch anderer Länder.

In der Antragsberatung hatten ne-
ben Satzungsfragen die Themen Per-
sonalvertretungsrecht, Attraktivität 
des Schichtdienstes, mobiles Büro, 
Dienstkleidung und Kleidergeld sowie 
Arbeitszeitfragen eine große Rolle ge-
spielt. „Vieles muss in den kommenden 
vier Jahren noch vertieft werden, aber 
die Richtung stimmt“, resümierte Christ 
in seinen Schlussworten.

Edgar Große

BUNDESKONGRESS-TICKER ++ BUNDESKONGRESS-TICKER ++ BUNDESKONGRESS-TICKER  

Kai Christ (l.) mit seinem Vorstandsteam.	                           Fotos (2): Edgar Große

Engagierte Antragsberatung. 
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Premiere zum 26. Delegierten-
tag der hessischen GdP in Marburg: 
Erstmals sangen zu Beginn die Dele-
gierten das Steigerlied, ein altes Ge-
werkschaftslied, und bescherten da-
mit der Veranstaltung einen rundum 
positiven Start. Der aus Mittelhessen 
stammende GdP-Vorsitzende Andreas 
Grün wurde in geheimer Wahl mit 
überwältigendem Ergebnis als GdP-
Landesvorsitzender wiedergewählt. 
Er bekam 160 von 170 Stimmen und 
dankte für diesen Vertrauensbeweis. 

„Die Zukunft hat begonnen“, sagte 
Grün in Anlehnung an das Motto des 
Delegiertentages. Als Stellvertreter 
wurden Heinz Schiskowsky, Tarifbe-

schäftigter beim HLKA, ein erfahrener 
Tarifvertreter, und Stefan Rüppel aus 
Nordhessen gewählt. Als Stellvertre-
terin bestätigt wurde die Personal-
ratsvorsitzende von Frankfurt, Karin 
Schäfer. Neu als Vize ist Jens Mohr-
herr, Vorsitzender des Hauptpersonal-
rats. Er nimmt den Platz von Antonio 
Pedron ein, der nicht mehr antrat. Er-
neut Landeskassiererin wurde Sylvia 
Schwegel-Otto (Bezirksgruppe Frank-
furt). Sie hat mit Katrin Kuhl (PTLV) 
eine versierte Vertreterin. Das Amt des 
Schriftführers wird der osthessische 
Bezirksgruppenvorsitzende Karsten 

Andreas Grün bleibt hessischer Landesvorsitzender 
Bech ausüben und Markus Hüschen-
bett (Südosthessen) fungiert als sein 
Vertreter. Als weitere gleichberech-
tigte Mitglieder wurden Lars Elsebach 
(Nordhessen) und Harald Zwick (Mit-
telhessen) gewählt

Als Gäste beim öffentlichen Teil am 
zweiten Tag begrüßt wurden Innenmi-
nister Peter Beuth und Landespolizei-
vizepräsident Wilfried Schmäing. Sie 
ließen es sich nicht nehmen, zur größ-
ten hessischen Polizeigewerkschaft zu 
kommen. Ebenso anwesend waren fast 
alle Präsidenten der hessischen Polizei, 
GdP-Bundesvorsitzender Oliver Mal-
chow, Dietmar Schilff (Niedersachsen), 
Arnold Plickert (NRW), Jörg Radek 

(Bundespolizei), Kai Christ (Thürin-
gen) Ralf Porzel (Saarland), Peter 
Schall (Bayern), Erik Berger (Sachsen). 
Der Einladung folgten auch die innen-
politischen Sprecher der Parteien im 
Hessischen Landtag, die in einer span-
nenden und unterhaltsamen Diskussi-
onsrunde Stellung zu den Planungen 
ihrer Partei beziehen mussten – wenige 
Monate vor der Landtagswahl sicher 
eine gute Entscheidungshilfe.

GdP-Bundeschef Malchow wünsch-
te dem neuen Vorstand alles Gute, 
und berichtete von den positiven Ent-
wicklungen im Mitgliederbereich. In 

den letzten 4 Jahren konnten 13.000 
Kolleginnen und Kollegen unter 30 
Jahren dazu gewonnen werden. Auch 
der Frauenanteil steige stetig, derzeit 
gäbe es 46.000 Frauen. Innenminister 
Beuth sprach Malchow auf die Tatsa-
che an, dass er das Thema Nullrunde 
und Lohndiktat in dessen Rede ver-
misst habe. Nicht in allen Ländern 
gäbe es positive Einstellungszahlen. 
Wie wichtig ein funktionierender Staat 
sei, habe sich 2015 gezeigt, als es um 
über eine Million zusätzlicher Men-
schen gegangen sei. 

Die Demokratisierung der Polizei sei 
über 70 Jahre von der GdP betrieben 
worden, sagte Malchow. Die Kernaus-

gabe des Staates sei 
die innere Sicherheit. 
Der Staat habe dafür 
Sorge zu tragen, weil 
die Bürger es sonst 
selber machen wür-
den, was nicht akzep-
tabel sei. Positiv hob 
er die Schaffung des 
Paragraf 114 Straf-
gesetzbuch (StGB) 
vor, die aus der GdP-
Kampagne „AUCH 
MENSCH“ gewach-
sen sei. Die GdP stehe 
für eine Bürgerpoli-
zei. Dem Einsatz von 
Maschinengewehren 
und Handgranaten 
wie in anderen Bun-
desländern geplant, 
erteilte er eine Ab-
sage, da die Polizei 
sich von ihrem zivilen 
Charakter entferne, 
und dies wiederum 
sei sehr wichtig für 
das Vertrauen bei der 
Bevölkerung. Schnel-

le Antworten seien keine sinnvollen 
Lösungen für schlimme Vorgänge.

Grün bedankte sich bei den Teil-
nehmern für den ausgezeichneten 
Delegiertentag: „Wir sind die Stim-
me der Polizei“. Es habe sich gezeigt, 
dass der Souverän der Delegierten 
alle vier Jahre die uneingeschränkte 
basisdemokratische Macht habe, die 
Geschicke zu bestimmen. Mit dem 
Versprechen „Wir sind präsent, wo’s 
brennt!“ schloss Grün den Delegier-
tentag.

Markus Hüschenbett

(v.l.) Markus Hüschenbett, Karsten Bech, Karin Schäfer, Sylvia Schwegel-Otto, Heinz Schiskowsky, Lars 
Elsebach, Andreas Grün, Harald Zwick, Stefan Rüppel, Jens Mohrherr, Jörg Bruchmüller (GdP Bund), Katrin 
Kuhl und Lothar Hölzgen (Landeskontrollausschuss).			               Foto: GdP Hessen
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Hermann Lutz ist 80 Jahre alt

Hermann Lutz schon achtzig? Nee, das kann gar nicht sein. Wer unseren 
Bundesvorsitzenden, von 1986 bis 1998 im Amt, kennt, kann’s nicht 
glauben. Ein Mann mit dieser Vitalität altert einfach nicht. Gut, als ich 
das letzte Mal mit ihm telefonierte, räumte er ein, dass er inzwischen 
bestimmte Arbeiten in Haus und Garten Handwerkern überlasse – früher 
ein Unding. Man muss sich an den Gedanken gewöhnen: Hermann ist 
achtzig – seit dem 3. April. 

Von Wolfgang Dicke, GdP-Bundesgeschäftsführer i.R.

Er war als GdP-Vorsitzender ein 
Überzeugungstäter, der gleich 
zu Beginn seiner Amtszeit 

deutliche Zeichen setzte. Im Novem-
ber 1986 kandidierte er auf dem Bun-

deskongress in Mannheim für das Amt 
des Vorsitzenden, weil Günter Schröder 
auf eine weitere Kandidatur verzichtet 
hatte. Lutz war stellvertretender Vorsit-
zender, zuständig für Tarifpolitik. Und: 

CDU-Mitglied. In der Tradition der GdP 
war das in Ordnung, weil wie gewohnt 
der Vorsitzende ein SPD-Parteibuch 
hatte, aber penibel darauf geachtet 
wurde, dass ein Vertreter-Posten für 
einen CDU-Mann reserviert war. Die-
ses Konstrukt erklärt sich aus den An-
fängen der Gewerkschaften, und da 
machte die GdP keine Ausnahme. 

Also war es eine kleine Sensation, 
dass erstmals in der Gewerk-

schaftsgeschichte ein CDU-Mitglied 
zum Vorsitzenden kandidierte – und 
gewählt wurde. Wie zu jener Zeit 

BUNDESKONGRESS-TICKER ++ BUNDESKONGRESS-TICKER ++ BUNDESKONGRESS-TICKER  

Norbert Cioma neuer 
Landesvorsitzender der GdP Berlin

Neuer Landesvorsitzender will 
eine solidarische GdP

Der gelernte Betriebsschlosser Cio-
ma begann seine Laufbahn bei der Ber-
liner Polizei im Jahr 1993 und ist nach 
kurzer Dienstzeit in der Direktion 4 
Ende der 90er-Jahre zur Personenfahn-
dung ins LKA gewechselt. Seit 2004 
fungiert er im Personalrat des LKA, seit 
2012 aus der Freistellung heraus. Unter 
dem Landesvorsitz von Philipp agierte 
der Kriminalhauptkommissar von 2014 
bis 2016 als Schriftführer im Geschäfts-
führenden Vorstand (GLBV). Cioma ist 
seit 1998 GdP-Mitglied, verheiratet und 
hat Kinder. Der neue Landesvorsitzen-
de wurde wie auch der unterlegene 
Kontrahent Steve Feldmann bereits 
vor Jahren, auch durch Philipp selbst, 
als künftiger Landesvorsitzender ins 
Spiel gebracht, seine Kandidatur kris-
tallisierte sich aber erst in den letzten 
Wochen heraus. Cioma will sich nach 

Weißer Rauch aus dem Bunsen-Saal in Adlershof. Die 125 anwesenden 
Wahlberechtigten des 52. Landesdelegiertentages der GdP Berlin stimmten 
bei der Frage nach dem künftigen Landesvorsitzenden mehrheitlich für Kri-
minalhauptkommissar Norbert Cioma. Der 50-Jährige tritt die Nachfolge von 
Kerstin Philipp an. Die Tarifexpertin und stellvertretende Bundesvorsitzende 
agierte seit 2014 als GdP-Landeschefin, entschied sich aber bereits vor Mo-
naten dafür, nicht erneut zu kandidieren und das Zepter weiterzureichen. 

eigenen Angaben für eine solidarische 
GdP stark machen und dafür alle vor-
handenen Kräfte in der GdP bündeln. 
„Der Dienst von Menschen für Men-

schen muss wieder etwas wert sein. Die 
Innere Sicherheit ist das Fundament 
unserer Demokratie, diesen Grundsatz 
müssen wir wieder hochhalten“, so 
Cioma.

Neue und alte Gesichter            
im Landesvorstand

Neben dem neuen Lan-
desvorsitzenden wählten 
die Delegierten auch einen 
neuen Geschäftsführenden 
Vorstand, der sich sowohl 
aus bereits bekannten als 
auch neuen Gesichtern zu-
sammensetzt. Philipp bleibt 
dem Vorstand als erste 
Stellvertreterin erhalten. Zu 
den weiteren Stellvertretern 
wurden Stephan Kelm, An-
drea Hemming und Oliver 
Mertens gewählt. Bei der 
Wahl des Kassierers fiel die 
Wahl auf Dieter Großhans, 
den Posten der Schriftfüh-
rerin füllt Beatrice Hsu aus. 
Komplettiert wird der neue 
Vorstand von den Beisitzern 

Thomas Spaniel, Diana Göhringer, 
Christian Hanisch und Ingo Weichen-
hayn.                          

		      Benjamin Jendro

(v.l.) Ingo Weichenhayn, Thomas Spaniel, Dieter Großhans, 
Andrea Hemming, Kerstin Philipp, Norbert Cioma, Stephan 
Kelm, Beatrice Hsu, Diana Göhringer, Oliver Mertens und 
Christian Hanisch.                                           Foto: Jendro

Bei Redaktionsschluss
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üblich, kamen nach der Wahl Glück-
wunschtelegramme aus der Politik. So 
aus der Bayerischen Staatskanzlei, in 
der unverblümt die Hoffnung ausge-
drückt wurde, dass von jetzt an eine 
mehr CDU-freundliche Politik bei der 
GdP verfolgt würde. Lutz antwortete 
umgehend auf dem Kongress: Die Poli-
tik der GdP bestimme der Kongress und 
der Bundesvorstand – sonst niemand.

Einvernehmen ließ er sich von 
niemandem. Sein Kompass: das 

Grundgesetz mit seinen Wertentschei-
dungen. Das vermittelte er auch in 
seiner dienstlichen Funktion: als Poli-
zeioberrat, später Polizeidirektor, den 
Studenten an der rheinland-pfälzischen 
Fachhochschule der Polizei auf dem 
„Hahn“, neben dem Flughafen.

Lutz war ein Reisender in Sachen 
GdP. Er suchte bei den schon 

damals sehr zahlreichen Problemen bei 
der Polizei das persönliche Gespräch 
mit den Verantwortlichen der Polizei in 
Bund und Ländern. Seine verbindliche 
Art, aber auch seine Überzeugungs-
kraft und sein geradezu legendäres 
Sitzfleisch waren für so manchen ge-
werkschaftlichen Erfolg entscheidend. 
Dass kontroverse Themen nicht allein 
am Konferenztisch, sondern auch zu 
später Stunde in einer Hotelbar gelöst 
werden, ist kein Geheimnis. Lutz war 
ein Virtuose auf diesem Feld. Es ist 
eine gute Frage, ob am Ende seine 
Überzeugungskraft oder die schlichte 
Erschöpfung seines Kontrahenten, der 
nur noch ins Bett wollte, den Ausschlag 
gab.

Wenn alles nicht half, konnte er 
auch anders: dann gab’s öf-

fentliche Aktionen, Demonstrationen 
und Proteste. Die Zeiten waren nicht 
einfach: die RAF war noch aktiv mit 
ihren Mordanschlägen, es gab Mas-
sendemonstrationen für die Abrüstung 
(bei der gleichwohl Steine auf Polizisten 
flogen) und gegen die Nutzung der 
Kernenergie sowie jahrelang schlim-
me Krawalle in Berlin zum 1. Mai (mit 
hunderten verletzter Kolleginnen und 
Kollegen).

Ein Thema stand bei ihm ganz 
oben auf der täglichen To-do-

Liste: die Platzierung der GdP in Öf-
fentlichkeit und Medien. Ob morgens 
um sechs oder um Mitternacht, gab es 
Interview-Anfragen, war er zur Stelle. 
Aber er wartete auch nicht, er wurde 
selbst aktiv. Dafür gab es fast schon ein 

Ritual: Lutz war Frühaufsteher (ob aus 
Leidenschaft oder schlichter Notwen-
digkeit, das anstehende Tagespensum 
zu schaffen, ist eine gute Frage), und so 
gab es den fast täglichen Telefonanruf 
bei mir auf der Bundesgeschäftsstelle. 
Da haben wir das aktuelle Geschehen 
und mögliche Aktivitäten diskutiert: 
„Da kümmere dich mal um einen Ge-
sprächstermin“, „Bereite schon mal 
einen deutlichen Brief vor“ oder „Dazu 
müssen wir etwas sagen, kümmere 
dich um eine Pressemeldung“. Die Idee 
dahinter war simpel: auf diese Weise er-
fuhren GdP-Mitglieder in den Medien 
von den Aktivitäten ihres Vorsitzenden, 
sahen sich mit ihren Sichtweisen und 
Anliegen in der Öffentlichkeit vertre-
ten, andererseits wurde so spürbarer 
Druck auf die Politik in Bund und Län-
dern ausgeübt. Nützlicher Nebeneffekt: 
eine preiswertere Kommunikation mit 
den Mitgliedern als auf diese Weise 
über die Medien gab es nicht.

Mit der Wiedervereinigung wur-
de das Einsatzgebiet erheb-

lich größer – auch die Aufgaben. Das 
war eine Herkulesaufgabe für Bun-
desvorstand und Landesbezirke ins-
besondere längs der überwundenen 
Grenze, die schon wegen der örtlichen 
Nähe regelrechte Pionierarbeit in Sa-
chen Gewerkschaftsarbeit leisteten. 

Und Lutz widmete sich einer extrem 
delikaten Aufgabe. Wie konnte man 
verhindern, dass beim Aufbau der 
Landesbezirke in den neuen Ländern 
alte Stasi-Kader nach vorne drängen 
würden? Die Gauck-Behörde war noch 
jung, der Ansturm von Anfragen riesig. 
Entsprechend lang die Antwortzeiten. 
Die konnte sich die GdP beim Aufbau 
neuer Landesbezirke nicht leisten. Lutz 
schaffte es, dass es von der Gauck-
Behörde zeitnah die entscheidenden 
Tipps gab. Dabei ging es ihm um die 
Betrachtung des Einzelfalls. Dafür hatte 
der in Erfurt Geborene eine einfache 
Erklärung: „Was hätte ich denn beim 
Verbleib in der DDR getan, wenn ich 
unbedingt hätte Polizist werden wol-
len?“

Und dann gab es noch ein großes 
Thema, dem er viel Zeit und En-

gagement widmete – die Europäische 
Gemeinschaft respektive die spätere 
EU. Wichtig waren die Verbreitung 
der Gewerkschaftsrechte für Polizei-
beschäftigte und der Aufbau der grenz-
überschreitenden Zusammenarbeit von 
Polizei und Justiz. Es konnte ja nicht 
sein, dass nach dem 1. Januar 1993 
mit der Schaffung des Europäischen 
Binnenmarktes es zwar einen freien 
Verkehr von Personen, Waren und 
Dienstleistungen gab, die Polizei im 

Zwei Vorsitzenden-Generationen: Anlässlich der Feier zum 80. Geburtstag des ehemaligen 
GdP-Bundesvorsitzenden Hermann Lutz (2.v.l.) Mitte April überbrachte Amtsinhaber Oliver 
Malchow (r.) die ganz herzlichen Glückwünsche des Bundes. Er wünschte dem Jubilar im 
Beisein von Ehefrau Ingrid Lutz (2.v.r.) weiterhin viel Gesundheit und Schaffenskraft. Mit in 
der Runde Ernst Scharbach, GdP-Landesvorsitzender von Rheinland-Pfalz (l.). 
						             Foto: GdP Rheinland-Pfalz

GEWERKSCHAFTSPOLITIK
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Action-Urlaub in
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www.outdoor-refugio.com
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Der jährlich stattfindende Wettbe-
werb wird vom gewerkschaftlichen 
Antirassismus-Verein „Mach‘ meinen 
Kumpel nicht an!“ ausgerufen. Prä-
miert wird das kreative Engagement 
von Auszubildenden, Berufsschüle-
rinnen und -schülern sowie von den 
Gewerkschaftsjugenden gegen Ras-
sismus und Fremdenfeindlichkeit, für 
Demokratie, Vielfalt und Akzeptanz. 

GESELLSCHAFT

„Die Gelbe Hand“ 
prämiert 

Engagement für 
Vielfalt und gegen 

Rassismus

Der Verein „Mach meinen Kum-
pel nicht an! – für Gleichbehand-
lung, gegen Fremdenfeindlichkeit 
und Rassismus e.V.“ ist die gewerk-
schaftliche Initiative für Gleichbe-
handlung, gegen Fremdenfeind-
lichkeit und Rassismus in Betrieb 
und Gesellschaft. Der Verein wurde 
1986 von jungen Gewerkschaftern 
gegründet. Sein Logo ist die ab-
wehrende „Gelbe Hand“, die als 
Zeichen gegen Fremdenfeindlich-
keit und Rassismus bundesweit be-
kannt ist. Haupttätigkeitsfelder des 
Vereins sind: Seminare und Fach-
tagungen für Multiplikatoren der 
antirassistischen Arbeit, das Mo-
natsmagazin des Kumpelvereins als 
Sprachrohr gewerkschaftlichen und 
betrieblichen Engagements gegen 
Rassismus. 

Siegreich im Jugendwettbewerb 
„Die Gelbe Hand“ 2017/18 waren 
die Auszubildenden der Rheinbahn 
AG Düsseldorf für ihre Idee, 5.000 
Schutzhüllen für Fahrkarten mit 
dem Logo der Gelben Hand bedru-
cken zu lassen. Überreicht wurde 
der Preis von Mecklenburg-Vorpom-
merns Integrationsbeauftragten 
Dagmar Kaselitz Mitte März im 
Schweriner Schloss vor rund 100 
Gästen aus Politik, Gewerkschaf-
ten und Zivilgesellschaft.

Hintergrund

Wesentlichen aber immer noch an den 
Landesgrenzen ausgebremst war. 

Bei den Gewerkschaftsrechten 
waren es ganz dicke Bretter, die 

da zu bohren waren. Egal, ob Konser-
vative oder Sozialisten – die jeweils 
Regierenden fanden es einfach zu ver-
lockend, mit ihrer Polizei nach Belieben 
und ohne Angst vor lautstarken Pro-
testen umgehen zu können. Das galt 
auch für das Mutterland der Demokra-
tie, Griechenland. Intensive Gespräche 
mit Regierung und Opposition in Athen 
halfen nicht weiter, also gab es eine 
Polizei-Demo mit Teilnehmern aus vie-
len europäischen Ländern, alle in ihren 
Uniformen – und Lutz vorne weg. Ein 
halbes Jahr später war die griechische 
Polizeigewerkschaft offiziell anerkannt. 

Wer Lutz kennt, verortet ihn 
landsmannschaftlich weniger 

in Erfurt als in seiner langjährigen Hei-
mat im rhein-hessischen Gau-Alges-
heim – eine bekannte Weingegend. 
So konnte es niemanden überraschen, 

als er eines Tages verkündete, er habe 
jetzt seinen eigenen Weinberg. So et-
was fördert die Geselligkeit, für Lutz 
eine ganz wichtige Größe. Mit Familie 
oder Freunden zusammensitzen und 
das Leben genießen, das war (und ist 
noch) nach seinem Geschmack – jah-
relang ein wichtiger Ausgleich für das 
aufreibende Amt als GdP-Bundesvorsit-
zender. Wobei er gerne zu vorgerückter 
Stunde eine Turnübung vorführte: die 
einbeinige Kniebeuge, das andere Bein 
nach vorn ausgestreckt, natürlich frei-
händig. Die übrigen Teilnehmer solch 
später Runden haben dankend darauf 
verzichtet, die Übung nachzumachen.

Als Lutz auf dem 21. GdP-Bun-
deskongress in Bremen, vier 

Monate nach seiner Pensionierung bei 
der rheinland-pfälzischen Polizei, den 
Vorsitz an Norbert Spinrath abgab, 
lagen fast zwölf Jahre an der Spitze 
der GdP hinter ihm. Ich war ganz nahe 
dabei, es war eine arbeitsreiche, aber 
auch eine aufregende und erfolgreiche 
Zeit. Danke dafür, Hermann.
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Schirmfrau des diesjährigen Wett-
bewerbs war die Ministerpräsidentin 
Mecklenburg-Vorpommerns, Manuela 
Schwesig, die auf der Veranstaltung 
die Laudatio für den Sonderpreis Me-
cklenburg-Vorpommern hielt. Im Pro-
jekt „Sportangebot für Geflüchtete“ 
organisierten Jugendliche aus Rostock 
ehrenamtlich wöchentlich Fußballtrai-
ning für Geflüchtete und Einheimische 
in einer Rostocker Gemeinschaftsun-
terkunft. Schwesig lobte das Engage-
ment: „Der Sport hat eine große Kraft, 
Menschen zusammenzuführen, und 
bietet die Chance für Integration.“ 
Sie betonte, in Zeiten des Rechtspo-
pulismus und der digitalen Gewalt 
sei es wichtig, „gemeinsam Flagge 
zu zeigen, gegen die, die hetzen und 
das Land spalten wollen. Es ist gut zu 
wissen, dass man dabei nicht alleine 
ist.“ Sie dankte dem Kumpelverein 
und dem DGB für das langjährige En-
gagement gegen Diskriminierung in 
der Arbeitswelt. 

Rassismus auch in der Mitte 
der Gesellschaft

Der Vorsitzende des Kumpelver-
eins, Giovanni Pollice, war überwältigt 
von der Kreativität der eingereichten 
Projekte: „Dieses großartige Enga-
gement ist nicht selbstverständlich.“ 
Gerade heute sei Rassismus nicht nur 

am rechten Rand, sondern in der Mitte 
vorzufinden. Daher brauche es eine 
Intensivierung aller Formen der poli-
tischen Bildungsarbeit: „Antirassismus 
muss in Schulen zum Pflichtfach wer-
den. Die oft beschworene wehrhafte 
Demokratie gilt es in den Herzen und 
in den Köpfen zu verankern“, sagte 
er. Vielfalt, Solidarität und Gleichbe-
handlungen seien Werte der Gelben 

Hand. „Menschenverachtenden, ras-
sistischen und demokratiefeindlichen 
Gesinnungen müssen wir mit aller 
Kraft entgegentreten. Mehr denn je!“, 
appellierte Pollice. 

Der Wettbewerb „Die Gelbe Hand“ 
wird gefördert im Bundesprogramm 
„Demokratie leben!“ des Bundes-
ministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend.

Rund 1.500 Frauen und Männer mit 
den unterschiedlichsten beruflichen 
Biografien wurden für den operativen 
Bereich eingestellt und erhielten in-
nerhalb von sechs Wochen eine theo-
retische Ausbildung in Einsatzrecht, 
Einsatzlehre, Polizeidienstkunde/Kri-

BUNDESPOLIZEI

Ein Vierteljahrhundert 
Unterstützungskräfte

Von Andrea Hornung, Direktionsgruppe Mitteldeutschland

25 Jahre ist es her, dass der damalige Bundesgrenzschutz in Tageszei-
tungen und auf Plakaten in den Grenzregionen zu Polen und Tschechien für 
die Einstellung von Grenzpolizeilichen Unterstützungskräften (GUK) gewor-
ben hat. Gerade in den ostdeutschen Ländern bot sich damit in einer von 
Arbeitsplatzabbau und immer weiter steigender Arbeitslosigkeit geprägten 
Zeit die Möglichkeit, eines (erst mal für drei Jahre) sicheren und relativ gut 
bezahlten Jobs mit der Aussicht auf Übernahme in den Polizeivollzugsdienst.

minalistik und öffentlichem Dienst-
recht sowie eine vierwöchige prak-
tische Unterweisung in ihren künftigen 
Dienststellen. Dazu kamen noch circa 
200 GUK für den administrativen Be-
reich (mit unbefristeten Arbeitsver-
tragen). >

GESELLSCHAFT

Teilnehmerinnen und Teilnehmer des 
Jugendwettbewerbs „Die Gelbe Hand“ 
2017/18. 
Foto: Mach meinen Kumpel nicht an!
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Neugierig und eigentlich in großer 
Unkenntnis der auf sie zukommenden 
Aufgaben trafen die neuen Kolleginnen 
und Kollegen in ihren Dienststellen 
ein. Aber auch bei den dort tätigen 
Polizeivollzugsbeamten (PVB) ein-
schließlich Führungskräften und in 
der Verwaltung ergaben sich plötzlich 
viele Fragen. Was sind GUK/BUK (Bun-
despolizeiliche Unterstützungskraft) 
überhaupt? Was dürfen sie überhaupt? 
Was muss beachtet werden?

Wie kam es überhaupt dazu?

In den Grenzschutzämtern Frank-
furt/Oder, Pirna, Schwandorf und Ros-
tock herrschte akuter Mangel an PVB. 
Der Anstieg illegaler Grenzübertritte 
an den deutschen Ostgrenzen, aber 
auch die Umsetzung des Schengener 
Kontrollabkommens erforderten hohen 
personellen und materiellen Einsatz. 
Um die Zeit bis zum Abschluss der 
Ausbildung neuer PVB zu überbrü-
cken, sollte die Lösung die auf drei 
Jahre befristete Einstellung von Ta-
rifbeschäftigten im operativen Bereich 
sein. Gesetzlich möglich sind grund-
sätzlich nur auf zwei Jahre befristete 
Arbeitsverträge.

Sie erhielten eine Uniform gleich der 
in den Bereichen tätigen PVB, jedoch 
keine Schusswaffe. Die GUK sollten 
die PVB vorrangig von vollzugsfrem-
den Aufgaben entlasten, vorwiegend 

• als Kraftfahrer und Bediener von 
Funk- und Abfragegeräten Mobilen 
Grenzüberwachungstrupps (MÜT), 
in Mobilen Fahndungstrupps (MFT) 
in Rückführungstrupps (RFT) und in 
Bootsstreifendienst Oder, 

• zur Unterstützung der PVB bei 
der Durchführung der Schub- und 
Transportaufgaben im Schichtdienst,

• als Kontrollkräfte an Grenzüber-
gängen,

• bei der Vorgangsbearbeitung im 
Innendienst, der büromäßigen Un-
terstützung der Bearbeiter im Innen-
dienst und den dort tätigen Ermitt-
lungsbeamten.

Ihre Aufgaben erfüllten und erfüllen 
sie auch jetzt noch grundsätzlich auf 
Weisung und unter Aufsicht von Poli-
zeivollzugsbeamten. Die GUK waren 
und sind keine Hilfspolizeibeamten im 
Sinne des Paragraf 47 Abs. 2 Gesetz 
über den Bundesgrenzschutz (BGSG). 
Eine Polizeizulage wird nicht bezahlt. 

Und wie ging es weiter?

Die Arbeitsaufgaben fielen nach drei 
Jahren – mit Ablauf der befristeten 
Arbeitsverträge – nicht einfach weg, 
und es herrschte weiterhin Personal-
mangel. Aus diesem Grund setzten sich 
der GdP-geführte Bezirkspersonalrat 
(BPR) des Grenzschutzpräsidium (GSP) 
Ost und der Hauptpersonalrat beim 

Bundesministerium des Innern (BMI) 
für die Umwandlung der Arbeitsver-
träge in unbefristete ein und konnten 
dies beim BMI durchsetzen. Dies war 
ein hartes Stück Arbeit, wie uns die 
GdP-Vertreter in diesen Gremien oft-
mals berichteten. Allerdings wurden 
die Stellen der GUK mit einem „kw-
Vermerk“ (künftig wegfallend) verse-
hen, so dass bei Ausscheiden bis heute 
keine Nachbesetzung erfolgen kann.

Auch danach ging die Geschich-
te der GUK bewegt weiter. Es folgte 
das Hinterfragen der Tätigkeitsfelder, 
Diskussionen über die tarifliche und/
oder außertarifliche Eingruppierung, 
mögliche Bewaffnung, Umwandlung 
in Polizeivollzugsangestellte und sogar 
über die Fortbildung der GUK. Leider 
konnte nicht alles davon mit Erfolg ge-
klärt werden. Aber es gab schrittweise 
positive Entwicklungen. Einmalig war 
bereits 1994 die Möglichkeit des soge-
nannten Seiteneinstiegs mit dem Ziel 
der Verbeamtung. 

Später, zur Zeit des Antiterrorpakets 
im Zusammenhang mit den Anschlä-
gen am 11. September 2001 und nach 
langer Verhandlung mit dem BMI, er-
gab sich die Chance für eine verkürzte 
Ausbildung zum PVB. Die Initiative 
ging wieder vom GdP-geführten BPR 
im GSP Ost aus und die Ausbildung 
fand für alle betroffenen GUK in der 
Abteilung Bad Düben statt. Leider 
konnten aufgrund der Zulassungsmo-
dalitäten nur wenige BUK diese Mög-

BUNDESPOLIZEI
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lichkeiten nutzen. Einige von ihnen 
haben es jedoch sogar inzwischen bis 
in die Führungsebenen geschafft.

BUK in vielen Bereichen tätig

Es folgten die Umbenennung des 
Bundesgrenzschutzes (BGS) in Bun-
despolizei, der Wegfall der Grenz-
kontrollen zu Polen und Tschechien 
und die Neuorganisation der Bundes-
polizei. Den sich verändernden Auf-
gaben der Bundespolizei musste sich 
folgerichtig die Anpassung/Erweite-
rung der Tätigkeitsfelder der Unter-
stützungskräfte anschließen. Ausdruck 
dessen war auch die Umbenennung 
von GUK zu BUK – (Bundespolizeiliche 
Unterstützungskraft) im Jahr 2010. 
Bereits davor waren GUK in den ver-
schiedensten Bereichen eingesetzt und 
leisteten dort hervorragende Arbeit. Zu 
erinnern ist unter anderem an die GUK 
im Innendienst, in den Ermittlungs-
diensten, den BAN-Stellen oder in den 
Stäben der ehemaligen Ämter bezie-
hungsweise der jetzigen Direktionen. 

Nunmehr besteht für sie die Mög-
lichkeit, im operativen Bereich nicht 
nur Streifenfahrten der Grenz- sondern 
auch der Bahnpolizei zu unterstützen, 
aber auch den Schutz von Bundes-
organen und die Sicherung eigener 
Einrichtungen. 

In den bearbeitungsunterstützenden 
und logistischen Bereichen sind die 
Chancen noch vielfältiger. Es gibt in-
zwischen BUK unter anderem als Füh-
rungsassistenten in den Dienstgruppen, 
bei der Datenerfassung @rtus, beim 
Polizeilichen Informations-, Kommu-
nikations- und Unterstützungssystem 
(PIKUS), Bundespolizeiaktennachweis 
(BAN), zur Unterstützung der Ver-
waltung und der Sachgebiete Poli-

zeitechnik der Bundespolizeiinspek-
tionen (BPOLIen) und in den Stäben 
der Direktionen, beim Standortservice, 
in Mobile Kontrollüberwachungsein-
heiten (MKÜen), in den BPOLIen Kri-
minalitätsbekämpfung. 

Die aufgrund des massiv erhöhten 
Aufkommens im Bereich der Fahr-
gelddelikte bundesweit ins Leben 
gerufenen Zentralstellen für die Bear-
beitung dieser Vorgänge (ZBFD) und 
ihre Einrichtung in den Regionen, in 
denen ausreichend BUK vorhanden 
sind, führte in den Ermittlungsdiensten 
zu einer sichtlichen Entlastung und 
in den Direktionen Berlin, Bad Bram-
stedt, München und Pirna zu einer 
sinnvollen Verwendung der BUK. 

BUK möglichst heimatnah           
einsetzen

Auch ein früher nur in Einzelfällen 
realisierbarer Wechsel der Dienststelle 
ist heute möglich. Vereinzelt haben 
BUK davon Gebrauch gemacht und 
sind jetzt in anderen Direktionen oder 
im Bundespolizeipräsidium tätig. Den-
noch leisten die meisten der heute 
etwa 800 BUK weiterhin in der Region 
Dienst, in der sie gemäß der Ausschrei-
bungen von vor 25 Jahren geworben 
und eingestellt wurden. Verständli-
cherweise heimatnah, da sie seit Jahr-
zehnten dort ihren Lebensmittelpunkt 
haben. Immer mehr von ihnen bewe-
gen sich auf das Rentenalter zu. Die 
GdP-Vertreter werden sich weiterhin 
dafür einsetzten, dass BUK möglichst 
heimatnah sinnvoll eingesetzt wer-
den. Der Bedarf an Unterstützungsleis-
tungen ist immer noch da. 

Gerade jetzt, da ein enormer und in 
der Geschichte der Bundespolizei ein-
maliger personeller Zuwachs an PVB 
erfolgt, muss parallel die Verwaltung 
der Behörde gestärkt werden und eine 
Entlastung von polizeivollzugsfremden 
Aufgaben bundesweit in den Inspek-
tionen und Ermittlungsdiensten und 
erfolgen. Eine sofortige zusätzliche 
Einstellung von BUK ohne hoheitliche 
Befugnisse, wie von Vertretern der 
Deutsche Polizeigewerkschaft seit 2016 
gefordert, halten wir jedoch für nicht 
zielführend. Stattdessen muss es Ziel 
sein, die bisherigen „kw-Vermerke“ 
(künftig wegfallend) zu streichen und 
durch die Anhebung der Haushaltstel-
len die Grundlage für eine angemes-
sene und anständige Grundeingrup-
pierung (EG 5 beziehungsweise EG 
8) zu schaffen. Durch die Nicht-Nach-

besetzung der BUK-Stellen bei deren 
Ausscheiden verliert die Bundespolizei 
jedes Jahr mehr Tarifbeschäftigte.

Die GdP fordert, dass dort, wo von 
BUK keine operativen Tätigkeiten 
mehr ausgeübt werden, die Stellen in 
reguläre Verwaltungsfachangestellten-
Stellen umgewandelt werden. Vakante 
und neu zu schaffende Verwaltungs-
stellen müssen auch für BUK (mit 
einem Anspruch auf Qualifizierung) 
geöffnet werden.

Zu diesem Gesamtpaket gehört auch 
der Ausbau des Erfolgskonzepts ZBFD 
mit einer dringend notwendigen Un-
terlegung der Planstellen im Haushalt. 

In einer durch die Direktionsgruppe 
Mitteldeutschland zum 20. Jubiläum 
der GUK/BUK erstellten Broschüre 
richtete sich der damalige GPR-Vor-
sitzende, Mitglied des BPOL-HPR, 
Jürgen Stark in seinem Grußwort an 
alle BUK: „Wenn die ersten Unter-
stützungskräfte nur in den Dienststel-
len an der polnischen und tschechi-
schen Grenze eingestellt wurden, so 
ist zwischenzeitlich die Erkenntnis 
gewachsen, dass man sich Eure Tä-
tigkeit bundesweit in allen Bereichen 
der Bundespolizei vorstellen kann. Ihr 
wisst selbst, dass Eure Arbeit mehr 
wert ist als Unterstützung für die Poli-
zistinnen und Polizisten – Ihr seid Teil 

der Bundespolizei – Ihr seid Kolle-
ginnen und Kollegen, die sich vielfältig 
engagieren und jeweils ihren Beitrag 
dazu leisten, dass die Bundespolizei 
funktionieren kann.“

Die Bundespolizei sollte die in 25 
Jahren erlangten Erkenntnisse über 
die Notwendigkeit und die Möglich-
keiten des BUK-Einsatzes bestmöglich 
nutzen. Die GdP und ihre Mitglieder 
in den Interessenvertretungen bleiben 
dran! Versprochen!

Den Worten von Jürgen Stark über 
die Arbeit der BUK können wir uns 
auch heute vollumfänglich anschlie-
ßen. Wo auch immer ihr Euren Dienst 
verrichtet – Respekt und Danke für 
Euren Einsatz!

     Die BUKs leisten einen 
wertvollen Beitrag für den poli-
zeilichen Erfolg. Leider spiegelt 
sich das nicht in der Wertschät-
zung bei der Stellenbewertung 

und Fortbildung wider.

Jörg Radek, 
Vorsitzender GdP-Bezirk Bundespolizei

BUNDESPOLIZEI

Broschüre der GdP-Direktionsgruppe Mittel-
deutschland
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Im Einsatz – im Thema.
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Ein halbes Jahr nach der GdP-Auftakt-Veranstaltung zum Thema Arbeits-
zeitinitiative haben wir Eure Meinung erbeten. Nach der Vorstellung erster 
Projekte in den Ländern zum Schichtdienst mit interessanten Erfahrungen 
zu Schichtplänen und der Vereinbarkeit von Familie und Beruf beginnt 
DEUTSCHE POLIZEI mit der Veröffentlichung erster Reaktionen von Gewerk-
schaftsmitgliedern. Schickt auch Eure Beiträge bitte an folgende E-Mail-
Adresse gdp-pressestelle@gdp.de.

ARBEITSZEITINITIATIVE

Den Bericht 
in der April-
Ausgabe zur 
existierenden 
Schichtpro-
b l e m a t i k 
habe ich mit 
Interesse ge-
lesen. Ich selbst bin seit mehr als drei 
Jahrzehnten im Wechselschichtdienst 
tätig und teile die Meinung des Ver-
fassers bezüglich der Komplexität einer 
einvernehmlichen und tragenden Lö-
sungsfindung. Das Finden einer Balan-
ce zwischen Vereinbarkeit von Familie 
und Beruf, Freizeit und Gesundheits-
schutz, stellt hier sicherlich die größte 
Herausforderung dar.

Wo liegen jedoch die Prioritäten? 
Nach meiner Erfahrung kommt dem 
Faktor Freizeit eindeutig die größ-
te Bedeutung zu. Nahezu jeder, der 
im Jahresverlauf an vielen Nächten, 
Wochenenden und Feiertagen Dienst 
leistet, wünscht sich einen entspre-
chenden zeitlichen Ausgleich. Nur 
dann kann sich die Schicht als Job auf 
Langzeit definieren. Nur unwesentlich 
schwächer bewertet wird der Aspekt 
des Gesundheitsschutzes. 

Hier stellt sich nun die Frage, welches 
Modell berücksichtigt beide Kompo-
nenten gleichermaßen und trifft auf 
eine tragende Zustimmung der Schicht-
dienstleistenden. Modelle, die auf einer 
reinen 8-Stunden-Basis funktionieren, 
erfüllen die Arbeitszeitverordnungen 
und weitestgehend den Gesundheits-
schutz. Allerdings muss weiterhin 
Schichtarbeit geleistet werden und die 
Mitarbeiter verlieren durch häufigere 
Einsätze ihre hochgeschätzten Freizeit-
blocks. Das Modell Spät/Früh/Nacht 
mit 24 Stunden Arbeitszeit an zwei auf-
einanderfolgenden Tagen ermöglicht 
zwar die gewünschten Freizeitblocks, 
beinhaltet aber, als rückwärts rollie-
rendes System mit zwei Einsätzen am 
zweiten Tag (Früh/Nacht), durch eine 
Umkehr des natürlichen Biorhythmus 
und den knappen Ruhezeiten zwischen 

den Arbeitsblöcken, massive gesund-
heitliche Bedenken. 

Die größte Schnittmenge zwischen 
dem Wunsch nach Freizeit und einer 
Optimierung des Gesundheitsaspektes 
findet sich in einer 12-Stunden-Lösung. 
Diese ist bezogen auf das Spät-/Früh-/
Nacht-Modell eins zu eins umsetzbar, 
erfüllt in vollem Umfang die Arbeits-
zeitverordnungen, garantiert weiter-
hin die Freizeitblöcke und stellt eine 
eindeutige Verbesserung bezüglich 
der Gesundheitsproblematik dar (min-
destens 24 Stunden Freizeit zwischen 
jedem Arbeitseinsatz; nach Abschluss 
eines Turns zwei Tage frei). Durch 
die Reduzierung auf zwei Schichten 
(Spät/Nacht) wird die Belastung durch 
An- und Abfahrten signifikant um ein 
Drittel verringert, was eine weitere 
gesundheitliche Entlastung für jeden 
Schichtdienstleistenden bedeutet. Eine 
zusätzliche Verstärkung dieses Effekts 
würde durch eine sukzessive Verrin-
gerung der Wochenarbeitszeit von 
Langzeit-Schichtleistern erzielt.

Name der Redaktion bekannt

Ich habe in meiner Dienstzeit bei ver-
schiedenen Polizeien (BGS, PP Bonn, 
BR Köln, PI Cuxhaven) Erfahrungen mit 
diversen Wechselschichtdienstmodel-
len machen können/dürfen. Ich persön-
lich bin damals – ab etwa 1990 im Alter 
von 25 Jahren – mit einem System von 
drei Dienstgruppen und der wöchent-
lichen Schichtreihenfolge von Nacht-/
Spät-/Frühschicht (danach beginnt wie-
der die Nachtschichtwoche) ganz gut 
zurechtgekommen. In diesem Modell 
war auch die Möglichkeit gegeben, am 
Wochenende mit 12-Stunden-Schich-
ten zu arbeiten, um jeder Dienstgruppe 
ein komplett freies Wochenende im 
Rhythmus von drei Wochen zu gewäh-
ren. Ich bin gerne bereit, dieses Modell 
ausführlich vorzustellen.

„Gelandet“ bin ich schließlich in 
Cuxhaven bei dem sogenannten Be-

darfsorientierten Schichtdienstmanage-
ment (BSM) – einem Schichtsystem, bei 
dessen Entwicklung viele Polizeibeam-
te, aber meines Wissens kein Arbeits-
rechtler mitgewirkt hat.

Die Bedenken hinsichtlich der Um-
stellungsbereitschaft sehe ich genau-
so, wie sie in dem Artikel beschrieben 
werden: die meisten Kollegen und 
Kolleginnen sind zu bequem, um sich 
mit Neuem auseinanderzusetzen. Ein 
weiterer Aspekt dürften Bemerkungen 
von Vorgesetzten gegen Vorschläge zu 
anderen Schichtplänen sein. Wer will 
es sich schon mit seinen Beurteilern 
verderben?

Nach Erfahrungen mit anderen 
Schichtdienstmodellen wechselte ich 
als fast 50-Jähriger in den Tagesdienst 
und versehe meinen Dienst in einem 
Fachkommissariat.

Den Vorschlag zum „klassischen Ta-
gesdienst“ halte ich für hervorragend. 
So kann jede Beamtin/jeder Beamte 
sich auch im Bereich der Sachbear-
beitung einen eigenen Schichtplan 
erstellen. Die Belange dafür können 
ganz unterschiedlich sein: liegt dem 
ein oder anderen die Morgenzeit nicht, 
fängt man halt später an (Der frühe Vo-
gel kann mich mal!), Kinderbetreuung 
am Nachmittag ließe ein regelmäßiges 
Dienstende um 14.30 Uhr zu. 

Als Jugendfußballtrainer habe ich 
zum Beispiel das Problem, dass ich 
an den Trainingstagen (zusätzlich an 
Spieltagen in der Woche) recht früh 
Feierabend machen muss. Bei der 
Möglichkeit, die Dienstzeit auf einen 
Bereich zwischen 6 und 22 Uhr auf-
zuteilen, ergeben sich viele Möglich-
keiten, die fehlenden Stunden auszu-
gleichen. Ein weiterer Vorteil wäre die 
Bürgerfreundlichkeit: Vernehmungen 
könnten nach Absprachen zum Beispiel 
so gelegt werden, dass sich der Bürger 
nicht frei nehmen müsste. Er könnte 
nach der eigenen Arbeitszeit an der 
Dienststelle erscheinen.

(Inner)dienstliche Besprechungen 
könnten rechtzeitig angekündigt wer-
den und die Teilnahme ist dann ver-
pflichtend. Hier sollte beachtet werden, 
dass größtenteils die Leiter der Fach-
kommissariate und Dienststellenleiter 
an diesen Besprechungen teilnehmen 
müssen und nicht die breite Belegschaft. 
Tägliche (Lage-)Besprechungen inner-
halb des Fachkommissariats würde ich 
auf circa 13 oder 13.30 Uhr terminieren: 
dann erreiche ich den Frühdienstler 
noch, und die ersten Spätschichtler sind 
auch schon anzutreffen.

Helmut Mense, Cuxhaven

Schichtpläne und Freizeit
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Im Kapitel 3.4 ADR (Accord européen 
relatif au transport international des 
marchandises Dangereuses par Route 
– Europäisches Übereinkommen über 
die internationale Beförderung gefähr-
licher Güter auf der Straße) werden 
die erleichterten Beförderungsbedin-
gungen für Gefahrgüter in „begrenz-
ten Mengen“ (Limited Quantity = LQ) 
beschrieben.

FACHWISSEN VERKEHR 

Gefahrgutbeförderung: Ein unscheinbares 
Gefahrgut-Kennzeichen!

Von Reinhard Leuker
Es hat jeder schon einmal gesehen. 
Nur die wenigsten wissen, was die-
ses Kennzeichen bedeutet. Dieses 
Kennzeichen weist auf gefährliche 
Güter hin. Man findet es im Che-
miehandel, im Baumarkt aber auch 
im Supermarkt. Und, was jetzt eini-
ge womöglich vermuten, dahinter 
steckt durchaus eine komplexe 
Materie:

3.4 In begrenzten Mengen      
verpackte gefährliche Güter

Folgende Gefahrgutvorschriften sind 
auch bei begrenzten Mengen mas-
senunabhängig einzuhalten:

a)  Teil 1 Kapitel 1.1, 
1.2, 1.3, 1.4, 1.5, 1.6, 1.8 
und 1.9,
b)  Teil 2,
c)  Teil 3 Kapitel 3.1, 3.2 
und 3.3 (mit Ausnahme 
der Sondervorschriften 
61, 178, 181, 220, 274, 
625, 633 und 650 e)),
d)  Teil 4 Unterab-
schnitte 4.1.1.1, 4.1.1.2 
und 4.1.1.4 bis 4.1.1.8,
e)  Teil 5 Unterab-
schnitte 5.1.2.1 a) (i) 
und b), 5.1.2.2, 5.1.2.3 
und 5.2.1.10 sowie Ab-
schnitt 5.4.2,
f)   Teil 6 Bauvorschrif-
ten des Abschnitts 6.1.4 
sowie Unterabschnitte 
6.2.5.1 und 6.2.6.1 bis 
6.2.6.3,
g) Teil 7 Kapitel 7.1 
sowie Abschnitte 
7.2.1, 7.2.2, 7.5.1 (mit 
Ausnahme von Un-
terabschnitt 7.5.1.4), 
Unterabschnitt 7.5.2.4, 
Abschnitte 7.5.7, 7.5.8 
und 7.5.9
h) Unterabschnitt 
8.6.3.3 und Abschnitt 
8.6.4

Werden die in den Buchstaben a) bis 
h) aufgeführten Bedingungen erfüllt, 
brauchen aufgrund des Unterabschnitts 
1.1.3.4.2 ADR die übrigen Gefahrgut-
vorschriften nicht beachtet werden.

Zwei Beispiele, welche Vorschrif-
ten unter anderem vom Fahrer 

einzuhalten sind:

Zu a) Kapitel 1.3 ADR
Der Fahrer muss an einer speziellen 

Gefahrgutunterweisung teilgenommen 
haben. Hierüber muss er nach aktueller 
Rechtslage jedoch keinen Nachweis 
mitführen und zur Kontrolle aushän-
digen. Der Unternehmer ist jedoch 
verpflichtet, ihm eine solche Beschei-
nigung auszustellen. Diese Unterwei-
sung ist in regelmäßigen Abständen zu 
wiederholen, in Deutschland spätestens 
nach zwei Jahren.

Zu g) Abschnitt 7.5.7 ADR
Der Fahrer muss die gefahrgutrecht-

lichen Ladungssicherungsvorschriften 
einhalten. Ist ein Versandstück mit be-

grenzten Mengen nicht entsprechend 
gesichert oder droht es durch andere 
mit nicht Gefahrgut ungesicherten Ver-
sandstücken die Schädigung, so sind 
in der Regel Bußgelder von 300 Euro 
gegen den Fahrer fällig. Zusätzlich sind 
Bußgelder in Höhe von 500 Euro ge-
gen den Unternehmer als Verlader und 
bei fehlender oder unzureichender La-
dungssicherungsausstattung 800 Euro Fotos (2): Reinhard Leuker



38   5 – 2018 DEUTSCHE POLIZEI  

gegen den Unternehmer als Beförderer 
(Halter) nach GGVSEB (Verordnung 
über die innerstaatliche und grenzüber-
schreitende Beförderung gefährlicher 
Güter auf der Straße, mit Eisenbahnen 
und auf Binnengewässern) zu erstellen. 

Zusätzlich erfolgen ein Eintrag im 
Verkehrszentralregister (VZR) in Flens-
burg sowie ein Eintrag in die Unterneh-
mensdatei beim Bundesamt für Güter-
verkehr (BAG) in Köln.

Höchste Risikogruppe

Ladungssicherungsverstöße sind auf-
grund Anlage 2 zur Verordnung über 
die Kontrollen von Gefahrguttranspor-
ten auf der Straße und in den Unter-
nehmen (GGKontrollV) in die höchste 
Risikogruppe eingestuft. Dieses hat 
eine Untersagung der Weiterfahrt ge-
mäß Paragraf 5 GGKontrollV zur Folge.

Bei Unternehmen, die gefährliche 
Güter auch in „begrenzten Mengen“ 
be- oder entladen, sind immer Ein- 
und Ausfahrkontrollen durchzuführen. 
Dieses ergibt sich aus Buchstabe g) Ab-
schnitt 7.5.1. Auch dieses ist gefahrgut-
rechtlich ahndungsfähig. Insbesondere 
bei festgestellten Mängel im Rahmen 
von Unterwegskontrollen muss die Fra-
ge ausgeworfen werden, ob dieses nicht 
bei der Ausfahrkontrolle hätte erkannt 
werden müssen.

Ausreichend stabil

Versandstücke und Trays (Defini-

tion aus IMDG, „International Mari-
time Code for Dangerous Goods“) mit 
begrenzten Mengen müssen ausrei-
chend stabil sein und die Beförderung 
schadlos überstehen können (siehe 
Buchstabe d) Teil 4). Versandstücke 
dürfen nicht schwerer als 30 Kilogramm 
(brutto) und Trays nicht schwerer als 20 
Kilogramm (brutto) sein.

Die Größe der Innenverpackung, in 
dem sich das gefährliche Gut befindet, 
richtet sich nach Spalte 7 aus Tabelle 
A im Kapitel 3.2 ADR. Dieses kann 
je nach Gefahrengrad des Gutes von 
jeweils maximal 100 Milliliter bis 5 Li-
ter beziehungsweise 500 Gramm bis 5 
Kilogramm sein.

Das Versandstück beziehungsweise 
Tray ist mit dem Kennzeichen zu verse-
hen. Dieses muss wie folgt ausgeführt 
sein: 

3.4.7.1 ADR 

Das Kennzeichen muss leicht erkenn-
bar und lesbar sein und der Witterung 
ohne nennenswerte Beeinträchtigung 
seiner Wirkung standhalten können. 
Das Kennzeichen muss die Form eines 
auf die Spitze gestellten Quadrats 
(Raute) haben. Die oberen und un-
teren Teilbereiche und die Randlinie 
müssen schwarz sein. Der mittlere Be-
reich muss weiß oder ein ausreichend 
kontrastierender Hintergrund sein. 

Die Mindestabmessungen müssen 100 
Millimeter mal 100 Millimeter und die 
Mindestbreite der Begrenzungslinie der 
Raute 2 Millimeter betragen. Wenn Ab-

messungen nicht näher spezifiziert sind, 
müssen die Proportionen aller Merkmale 
den abgebildeten in etwa entsprechen.

3.4.7.2 ADR

Wenn es die Größe des Versand-
stücks erfordert, dürfen die in der Ab-
bildung 3.4.7.1 angegebenen äußeren 
Mindestabmessungen auf nicht weniger 
als 50 Millimeter mal 50 Millimeter re-
duziert werden, sofern das Kennzeichen 
deutlich sichtbar bleibt. Die Mindest-
breite der Begrenzungslinie der Raute 
darf auf ein Minimum von einem Milli-
meter reduziert werden.“

Abschließend ist eine Kennzeich-
nung der Fahrzeuge erforderlich, wenn 
diese mehr als 8.000 Kilogramm brutto 
Gefahrgut in begrenzten Mengen beför-
dern und die Beförderungseinheit eine 
höhere Masse als 12.000 Kilogramm hat.

Die Raute an den Beförderungsein-
heiten muss die Größe von 250 Milli-
meter mal 250 Millimeter haben. Sie 
sind grundsätzlich vorn und hinten an 
der Beförderungseinheit anzubringen. 
Wird ein bereits an allen vier Seiten 
mit dem Kennzeichen versehener Con-
tainer verladen und die Kennzeichen 
bleiben sichtbar, darf auf die Kenn-
zeichnung vorn und hinten an der Be-
förderungseinheit verzichtet werden.

Fazit

Eine Unsicherheit bleibt für fast alle, 
insbesondere bei einer Kontrolle oder 
bei einem Unfall oder Zwischenfall, 
das Kennzeichen gibt keine Auskunft 
über die Gefährlichkeit des Gutes und 
die Art der Gefahr. Es kann giftig sein, 
entzündbar flüssig, gasförmig oder ät-
zend, oder, oder, oder … Da auch kein 
Beförderungspapier vorgeschrieben ist, 
existiert keine schriftliche Unterlage 
über die Art und Gefährlichkeit sowie 
über die Masse, die in der Beförde-
rungseinheit vorhanden ist.

Die Erfahrung bei Kontrollen hat 
gezeigt, dass selbst Fahrer mit Ver-
sandstücken in „begrenzten Mengen“, 
zum Beispiel Kurier-, Express- und Pa-
ketdienste (KEP) ahnungslos waren, 
als man sie darauf hinwies, dass sie 
Gefahrgut geladen haben.

Klar, in solchen Fällen steht schon 
fest, dass eine Unterweisung gemäß 
Kapitel 1.3 und Abschnitt 1.10.2 ADR 
nicht stattgefunden haben konnte.

FACHWISSEN VERKEHR 

Foto: Reinhard Leuker
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Für die Verwendung von Versand-
stücken ist gefahrgutrechtlich das 
Unternehmen als Verpacker verant-
wortlich. Dieses hat zu prüfen, ob das 
Versandstück eine Beschädigung auf-
weist, die ein Einfüllen des Gefahr-
gutes verbietet, also nicht beschädigt 
ist.

In der Kette von Verantwortlich-
keiten im Gefahrgutrecht liegt die 
nächste beim Unternehmen als Ver-
lader. Dieser hat zu prüfen, ob das 
zu übergebende Versandstück mit 
gefährlichen Gütern erkennbar un-
vollständig oder beschädigt oder an 
der Außenseite mit Anhaftungen ge-
fährlicher Rückstände versehen ist. 
Stellt er einen entsprechenden Mangel 
oder Schaden fest, insbesondere das es 
undicht ist, darf er es nicht zur Beför-
derung übergeben.

Die nächsten Verantwortlichen sind 
die Fahrzeugbesatzungen, das Fahr-
personal. Diese dürfen ebenfalls kei-
ne erkennbar unvollständigen oder 
beschädigten, insbesondere undichte 
Versandstücke mit gefährlichen Gü-
tern übernehmen und befördern. Die 
Verantwortlichkeit ist rechtlich klar 
geregelt. Bußgelder können gemäß 
Paragraf 38 Gefahrgutverordnung 
Straße, Eisenbahn und Binnenschiff-
fahrt (GGVSEB) im Sinne von Para-
graf 10 Gesetz über die Beförderung 
gefährlicher Güter (GGBefG) erhoben 
werden.

Bei Kontrollen auf der Straße oder 
in den Unternehmen durch die zustän-
digen Kontrollorgane, Polizei, Bun-
desamt für Güterverkehr und/oder 
Bezirksregierungen (zum Beispiel: 
Dezernat 55 in Nordrhein-Westfalen) 
sind die Weiterfahrten beziehungswei-
se Abfahrten zu untersagen. Dieses 
wird geregelt durch Paragraf 3 (7) und 
Paragraf 4 (2) und (3) in Verbindung 
mit Anlage 3 zur Verordnung über die 

GEFAHRGUTBEFÖRDERUNG

Beschädigte Versandstücke

Begriff der beschädigten 
Verpackung eines Versandstücks
Oberlandesgericht (OLG) Düssel-
dorf 1. Senat für Bußgeldsachen
5 Ss (OWi) 132/91 - (OWi) 82/91 I 
vom 23.8.1991
Beschluss

1. Eine beschädigte Verpackung 
liegt dann vor, wenn die festge-
stellten Abweichungen von dem 
vorgeschriebenen Zustand der Ver-
packung zumindest bereits die Ge-
fahr in sich bergen, dass Gefahrgut 
austreten kann.

2. Bei wiederverwendbaren Ver-
packungen (hier: Stahlfässern) liegt 
eine Beschädigung nicht schon bei 
einer Beeinträchtigung des äußeren 
Erscheinungsbildes vor (hier: Ein-
dellungen), sondern dann, wenn 
die Gefahr des Austritts des gefähr-
lichen Stoffes aus der Verpackung 
zu befürchten ist, und diese Anzei-
chen verminderter Widerstandsfä-
higkeit gegenüber dem zugelas-
senen Baumuster aufweist.

3. Allein die durch sonstige Er-
kenntnisse nicht belegte Annah-
me in den Urteilsfeststellungen „es 
muss davon ausgegangen werden, 
dass derartige verbeulte Fässer ei-
nen Sturz aus 1,8 Metern Höhe 
nicht mehr unbeschadet überste-
hen ...“ reicht zur Annahme einer 
beschädigten Verpackung im Sinne 
der Gefahrgutverordnung Straße 
(GGVS) Paragrafen 4 Absatz 4 S 2 
und Absatz 5 nicht aus.

Von Reinhard Leuker

Wann gelten Versandstücke im Straßenverkehr, die mit gefährlichen 
Gütern gefüllt oder leer und ungereinigt sind, als beschädigt, sodass 
eine Beförderung verboten ist? Diese Frage stellt sich häufig für die 
Kolleginnen und Kollegen bei ihren Gefahrgutkontrollen auf der Straße. 
Auch die Kontrolleure des Bundesamtes für Güterverkehr (BAG) und der 
Bezirksregierung tun sich mit diesen Entscheidungen schwer.

Kontrollen von Gefahrguttransporten 
auf der Straße und in den Unterneh-
men (GGKontrollV).

Die Anlage 3 zur GGKontrollV stuft 
solche unvollständigen oder beschä-
digten oder an der Außenseite mit 
Anhaftungen gefährlicher Rückstän-
de versehene, insbesondere undichte 
Versandstücke mit gefährlichen Gü-
tern in die höchste Gefahrenkategorie 
I ein. Dieses hat zur Folge, dass die 
Ab- beziehungsweise Weiterfahrt so 
lange untersagt ist, bis der Mangel 
behoben ist und keine Gefahr mehr 
besteht. Am Abfahrort kann durch 
Abladen des mangelhaften Versand-
stücks mit gefährlichen Gütern dies 
schnell erreicht werden, jedoch bei 
Straßenkontrollen ist es oft nur mit 
sehr umständlichen und teuren Maß-
nahmen durchführbar. Hier muss dann 
in Regel auch die Feuerwehr zur Ge-
fahrenbeseitigung gerufen werden. 
Danach muss, wenn beispielsweise 
die Kontrolle auf einem Autobahn-
parkplatz stattfindet, geprüft werden, 
wie nun weiter zu verfahren ist. Auf 
dem Parkplatz neu verpacken oder in 
Bergungsverpacken umschließen oder 
beispielsweise mit polizeilicher Be-
gleitung zu einem nächsten sicheren 
Ort begleiten, wo neu verpackt oder 
gegebenenfalls entsorgt werden kann. 
Dieses können sehr weitreichende, 
zeitaufwendige und teure Maßnahmen 
werden beziehungsweise sein.

Für solch weitreichende Entschei-
dungen nutzen die Kontrolleure gern 
den Leitfaden „Beschädigte Gefahr-
gutversandstücke im Luftverkehr“. 
Diese Hilfen sind jedoch auf die 
weitaus höheren rechtlichen Anfor-
derungen an Versandstücke für die 
Gefahrgutregelungen im Luftverkehr 
hin erstellt worden. Leider gibt es für 
den Landverkehr nicht vergleichbares.

2012 wurde unter fachlicher Beglei-
tung der Bundesanstalt für Material-
forschung und -prüfung (BAM) der 

erste Schritt für eine spezielle Erstel-
lung eines „Leitfadens für beschädigte 
Gefahrgutversandstücke im Landver-
kehr“ vollzogen. Aus nicht mehr fest-
stellbaren Gründen wurde dies bis 
heute unterbrochen. Erst Ende des 
Jahres wurde auf BAM-Veranlassung 
die Arbeitsgruppe zur Erstellung die-
ses Leitfadens wieder ins Leben geru-
fen. Eine erste Sitzung soll demnächst 
stattfinden. Es ist zu hoffen, dass dieser 
Leitfaden bald den Kontrolleuren, aber 
auch den Gefahrgutbeauftragten und 
Verantwortlichen in den Unternehmen 
einschließlich öffentlichen Unterneh-
men für die Entscheidungsfindung zur 
Verfügung stehen wird.
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Die Bürgerinnen und Bürger in 
Deutschland und in Europa laufen 
Gefahr, gläsern zu werden. Personen-
bezogene Daten werden, ob für den 
Einzelnen bewusst oder unbewusst, 
von einer rasant zunehmenden An-
zahl staatlicher und nichtstaatlicher 
Institutionen und Organisationen er-
hoben, verarbeitet und auch veräu-
ßert. Facebook und Co. lassen grüßen. 
Die Europäische Union (EU) hat nach 
jahrelanger Arbeit, insbesondere des 
Europaparlaments, die „EU-Daten-
schutz-Grundverordnung“ (EU-DSG-
VO) verabschiedet. 

Erstmals gibt es ein EU-weit und 
darüber hinaus reichendes Daten-
schutzgrundrecht. Aber der Schutz 
personenbezogener Daten ist kein 
uneingeschränktes Recht. Dieses 
Grundrecht muss im Hinblick auf die 
gesellschaftliche Funktion der Daten-
erhebung bewertet und gegenüber 
anderen Grundrechten abgewogen 
werden. Das Fotografieren von Per-
sonen berührt den Schutzbereich des 
Datenschutzgrundrechts, ein Verbot 
des Fotografierens aber würde das 
Grundrecht auf allgemeine Hand-

Datenschutzrecht auf 
nationaler und 
europäischer Ebene

lungsfreiheit sowie die Kunstfreiheit 
und auch die Pressefreiheit erheblich 
einschränken. 

Der Großkommentar „Datenschutz-
Grundverordnung (DS-GVO) und 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)“, 
herausgegeben von Professor Dr. Küh-
ling und Professor Dr. Buchner, ist eine 
tiefgehende Darstellung aller Normen 
und Regeln und besticht durch die 
große Praxisnähe. 

Dem C. H. Beck-Verlag ist die 
Auflage eines Standardkommen-
tars gelungen, der alle Facetten des 
komplizierten Datenschutzrechts er-
fasst. Bedeutsam auch für die Arbeit 
in einer Gewerkschaft ist Artikel 9 
der DS-GVO, dort ist bestimmt, dass 
die Verarbeitung personenbezogener 
Daten, aus denen sich zum Beispiel 
eine Gewerkschaftszugehörigkeit 
ergibt, untersagt ist, wenn die Ver-
arbeitung nicht ausdrücklich erlaubt 
wird. Kühling und Buchner schreiben 
dazu: „Der Schutz der Wahrnehmung 
gewerkschaftlicher Rechte ist gesell-
schaftlich und rechtlich gewünscht. Es 
spielt keine Rolle, ob die Gewerkschaft 
parteipolitisch oder insofern neutral 
ausgerichtet ist, ob es sich um eine 
Einheits- oder um eine in Konkurrenz 
bestehende Beschäftigtenorganisation 
handelt.“ Dem ist nichts hinzuzufügen! 

Zum Thema Datenschutz-Grund-
verordnung wird in der Juni-Ausgabe 
DEUTSCHE POLIZEI eine ausführ-
liche Darstellung erfolgen.

Sascha Braun

Datenschutz-Grundverordnung, 
Bundesdatenschutzgesetz: DS-GVO/
BDSG, Prof. Dr. Jürgen Kühling, Prof. 
Dr. Benedikt Buchner, C.H.BECK, 
2. Auflage 2018, Hardcover 
(In Leinen), 1.624 Seiten, 179 Euro, 
ISBN 978-3-406-71932-5
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TOP IN FORM UND FUNKTION

Funktionelle Sport-Softshell-Jacke
für Sport, Freizeit und Promotion

Leichtes, elastisches
3-Lagen-Funktionsmaterial
mit TPU-Membran

Wind- und wasserdicht
(5.000mm Wassersäule)

Atmungsaktiv und wasser-
dampfdurchlässig
(5.000g/m²/24h)

Durchgehend hinterlegter
reflektierender Frontreißver-
schluss mit Kinnschutz

Zwei seitliche Taschen
mit Reißverschluss

Zwei Innentaschen

Stehkragen

Ärmeltasche und Rückenteil
mit reflektierendem Druck

Elastischer Ärmelabschluss
mit Daumenschlupf

Verlängertes Rückenteil

Damen taillierte Form

Oberstoff (180 g/m²):
100% Polyester

33,45 € 41,85 €

Bezeichnung S M L XL 2XL 3XL

Herren Sport-Softshell-Jacke maigrün 258410 258412 258413 258415 258417 258419

Herren Sport-Softshell-Jacke cyan 258510 258512 258513 258515 258517 258519

Herren Sport-Softshell-Jacke rot 258610 258612 258613 258615 258617 258619

Herren Sport-Softshell-Jacke navy 258710 258712 258713 258715 258717 258719

Herren Sport-Softshell-Jacke gelb 258810 258812 258813 258815 258817 258819

Herren Sport-Softshell-Jacke orange 258910 258912 258913 258915 258917 258919

Damen Sport-Softshell-Jacke maigrün 259410 259412 259413 259415 259417 -

Damen Sport-Softshell-Jacke cyan 259510 259512 259513 259515 259517 -

Damen Sport-Softshell-Jacke rot 259610 259612 259613 259615 259617 -

Damen Sport-Softshell-Jacke navy 259710 259712 259713 259715 259717 -

Damen Sport-Softshell-Jacke gelb 259810 259812 259813 259815 259817 -

Damen Sport-Softshell-Jacke orange 259910 259912 259913 259915 259917 -
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Für ihre Unterstützung danken wir der Polizei

Sicherheit beim Einkauf.

Zehntausende Menschen kommen täglich in
unsere bundesweit gelegenen Einkaufs-Zentren,
um dort einzukaufen. Sie sollen ihren Aufenthalt
genießen und sich wohl und sicher fühlen.

Da ist es beruhigend zu wissen, das in jeder
Stadt auf hilfsbereite Polizistinnen und Polizisten
Verlass ist, die uns im Falle eines Falles mit Rat
und Tat zur Seite stehen.

ITG · Immobilien Treuhand GmbH & Co. · Immermannstraße 12 · 40210 Düsseldorf
Telefon: 02 11/93 54-0 · Telefax: 02 11/93 54-119 · E-mail: info@itgcom.de

Schloss Arkaden
Heidenheim

Kaiser Passage
Worms

City Rondell
Schwenningen

Vennehof
Borken

Shopping Plaza
Garbsen

Weißes Ross
Braunschweig
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